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schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Unterhaltssicherungsgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verteidigung. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 216. Sit- 
zung am 18. März 1960 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes die als Anlage 2 beigefügten Änderungsvorschläge 
beschlossen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. Der Bundesrat ist der Ansicht, 
daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Sicherung des Unterhalts für 
Angehörige der zum Wehrdienst einberufenen 
Wehrpflichtigen vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1046) wird wie folgt geändert und ergänzt; 

1. Das Gesetz erhält folgende Bezeichnung: 

„Gesetz über die Sicherung des Unterhalts der 
zum Wehrdienst einberufenen Wehrpflichtigen 
und ihrer Angehörigen (Unterhaltssicherungs- 
gesetz — USG)", 

2. § 1 erhält folgende Fassung: 

.§ 1 

Sicherung des Unterhalts 

(1) Der zur Erfüllung der Wehrpflicht ein- 
berufene Wehrpflichtige und seine Familienan- 
gehörigen erhalten Leistungen zur Sicherung 
ihres Lebensbedarfs (Unterhaltssicherung) nach 
Maßgabe dieses Gesetzes. Dies gilt auch, wenn 
der Wehrdienst freiwillig geleistet wird. 

(2) Ein Anspruch auf Unterhaltssicherung 
nach diesem Gesetz besteht nicht, wenn der 
Wehrpflichtige als Berufssoldat, Soldat auf Zeit, 
Beamter oder Richter Dienstbezüge oder Unter- 
haltszuschuß oder als Angestellter oder Ar- 
beiter im Öffentichen Dienst Arbeitsentgelt 
erhält." 

3. Hinter § 1 wird der bisherige § 5 als § 2 in fol- 
gender Fassung eingefügt: 

„§ 2 

Leistungsarten 

Als Leistungen zur Unterhaltssicherung wer- 
den gewährt 

1 . während des Grundwehrdienstes (§ 4 Abs. 1 
Nr. 1 des Wehrpflichtgesetzes) 

a) allgemeine Leistungen (§ 5), 

b) Einzelleistungen (§6), 

c) Sonderleistungen (§ 7); 

2. während des sonstigen Wehrdienstes (§ 4 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Wehrpflichtge- 
setzes) 

Verdienstausfallentschädigung (§ 13a)." 

4. § 2 wird § 3. 

5. § 3 wird § 4. 


6. Der bisherige § 4 und die Worte 

„Zweiter Abschnitt 

Art und Maß der Leistungen zur Unterhalts- 
sicherung" werden gestrichen. 

7. Hinter § 4 wird eingefügt: 

„Zweiter Abschnitt 
Leistungen zur Unterhaltssicherung 

I. Sicherung des Unterhalts während des 
Grundwehrdienstes " 

8. § 6 wird § 5. 

9. § 7 wird § 6. 

10. § 8 wird § 7; 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die anspruchsberechtigten Familien- 
angehörigen im engeren Sinne erhalten Son- 
derleistungen nach Absatz 2 Nr. 1, 2 und 6. 
Der Wehrpflichtige erhält Sonderleistungen 
nach Absatz 2 Nr. 2 bis 6. Die Sonderlei- 
stungen werden neben den allgemeinen 
Leistungen nach § 5 gewährt"; 

b) Absatz 2 Nr. 4 erhält die Bezeichnung 4. a); 

c) hinter Nummer 4 Buchstabe a wird ein- 
gefügt: 

„b) Mietzuschuß bis zur Höhe des Mietwer- 
tes des von dem Wehrpflichtigen ge- 
nutzten Wohnraumes, wenn der Wehr- 
pflichtige vor seiner Einberufung mit 
sonstigen Familienangehörigen in 
Wohngemeinschaft gelebt und zu ihrem 
Unterhalt beigetragen hat;"; 

d) Absatz 2 Nr. 5 Buchstabe d erhält folgende 
Fassung; 

„d) Aufwendungen für Verpflichtungen aus 
einer von dem Wehrpflichtigen ohne 
Beteiligung seines Arbeitgebers abge- 
schlossenen Versicherung in einer be- 
trieblichen, überbetrieblichen oder zu- 
sätzlichen Alters- und Hinterbliebe- 
nenversorgung, aus der freiwilligen 
Höherversicherung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung, aus Lebensversiche- 
rungs- und solchen Verträgen, die im 
Versicherungsfalle den Versicherungs- 
nehmer vor Vermögensnachteilen schüt- 
zen, sowie Bauspar-, prämienbegünstig- 
ten Wohnbausparverträgen, Heimstät- 
ten-, Siedlungs- und Steuer- oder prä- 
mienbegünstigten Kapitalansammlungs- 
verträgen oder aus dem Bau von Eigen- 
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heimen, wenn diese Verpflichtungen 
bereits zwölf Monate vor der Einberu- 
fung bestanden, bis zur Höhe von 15 
vom Hundert des Nettoeinkommens,". 

11. § 9 wird § 8; 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung; 

„(3) Als Antrag gilt auch die schriftliche 
Anzeige eines Fürsorgeverbandes nach § 21a i 
der Verordnung über die Fürsorgepflicht 
vom 13. Februar 1924 (Reichsgesetzbl. I ! 
S. 100) in der zur Zeit geltenden Fassung 
oder eines Trägers der Tuberkulosehilfe 
nach § 19 des Gesetzes über die Tuberkulose- 
hilfe vom 23. Juli 1959 (BundesgesetzbL I 
S. 513)." 

b) Absatz 4 erhält folgenden Satz 2: 

„Ist gegen den Wehrpflichtigen ein Verfah- 
ren auf Unterhaltsleistung anhängig, so er- 
lischt das Antragsrecht erst mit Ablauf eines 
Monats nach Abschluß des Verfahrens oder 
nach Rechtskraft der Entscheidung." 

12. § 10 wird § 9. 

13. § 11 wird § 10. 

14. § 12 wird § 11; 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Leistungen zur Unterhaltssicherung sind 
um die einkommensteuerpflichtigen Ein- 
künfte des Wehrpflichtigen zu kürzen, die er 
nach der Einberufung erhält." 

b) In Absatz 1 werden folgende Nummern 4 
und 5 angefügt: 

„4. Teile der Einkünfte, die nach § 7 Abs. 2 
Nr. 5 bei der Gewährung von Sonder- 
leistungen bereits angerechnet worden 
sind; 

5. die Einkünfte des Wehrpflichtigen aus 
seiner Tätigkeit vor der Einberufung, 
die während des Wehrdienstes eingehen 
und nicht regelmäßig wiederkehrende 
feste Vergütungen sind, sofern die Er- 
werbstätigkeit während des Wehrdien- 
stes ruht." 

15. § 13 wird § 14. 

16. § 14 wird § 12. 

17. Hinter § 12 wird eingefügt: 

„II. Sicherung des Unterhalts 
während des sonstigen Wehrdienstes 

§ 13 

Leistungen zur Unterhaltssicherung 
bei sonstigem Wehrdienst 

(1) Der Wehrpflichtige, der nach § 4 Abs. 1 
Nr. 2 oder 3 des Wehrpflichtgesetzes Wehrdienst 
leistet, erhält auf Antrag eine Verdienstausfall- 
entschädigung nach § 13a, sofern sein Netto- 
einkommen im Monatsdurchschnitt {§ 10) vor 
seinem Dienstantritt das nach dem Wehrsold- | 
gesetz gewährte Übungsgeld überschreitet. Die j 


Verdienstausfallentschädigung wird nur ge- 
währt, wenn der Wehrdienst mehr als sieben 
Tage beträgt. 

(2) Für die Antragsfrist gilt § 8 Abs. 4 ent- 
sprechend. 

(3) Absatz 1 gilt auch, wenn Wehrdienst nach 
§ 6 Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes geleistet 
wird. 

§ 13a 

Verdienstausfallentschädigung 

(1) Die Verdienstausfallentschädigung be- 
trägt 

a) für Wehrpflichtige mit unterhaltsbe- 
rechtigten Familienangehörigen nach 
§ 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 80 vom Hundert, 

b) für die übrigen Wehrpflichtigen 60 
vom Hundert des infolge des Wehr- 
dienstes entfallenden bisherigen Netto- 
einkommens {§ 10), soweit es nicht 
durch das Übungsgeld gedeckt ist, je- 
doch einschließlich des Übungsgeldes 
nach § 6a Abs. 1 des Wehrsoldgeset- 
zes monatlich nicht mehr als 1040, — 
Deutsche Mark für Wehrpflichtige 
nach Absatz 1 Buchstabe a und 780, — 
Deutsche Mark für Wehrpflichtige 
nach Absatz 1 Buchstabe b. Bei Fest- 
setzung der Verdienstausfallentschädi- 
gung bleiben Kindergeld nach § 4 des 
Kindergeldgesetzes und Kinderzulage 
nach § 6a Abs. 2 des Wehrsoldgesetzes 
für das dritte und jedes weitere Kind 
im Sinne dieser Bestimmungen bei 
dem bisherigen Nettoeinkommen und 
dem Übungsgeld außer Ansatz. 

(2) Von der Verdienstausfallentschädigung 
ist ein Wehrpflichtiger ausgeschlossen, dessen 
Gewerbebetrieb, Betrieb der Land- oder Forst- 
wirtschaft oder dessen selbständige Tätigkeit 
während des Wehrdienstes fortgeführt wird. 
Diesen Personen werden die Aufwendungen für 
Ersatzkräfte oder Vertreter erstattet, die an 
ihrer Stelle während der Dauer des Wehr- 
dienstes tätig werden. Die in Absatz 1 festgeleg- 
ten Höchstbeträge gelten entsprechend. 

(3) In den Fällen, in denen der Wehrpflich- 
tige seinen Gewerbebetrieb, Betrieb der Land- 
oder Forstwirtschaft oder seine selbständige 
Tätigkeit während des Wehrdienstes nicht durch 
eine Ersatzkraft oder einen Vertreter fortführen 
läßt und der Betrieb ruht, erhält er neben den 
Leistungen nach Absatz 1 Ersatz der Aufwen- 
dungen für Miete der Berufsstätte sowie für die 
übrigen Betriebsausgaben im Sinne des Einkom- 
mensteuergesetzes, sofern entsprechende lau- 
fende Zahlungsverpflichtungen für die Dauer 
des Wehrdienstes nachgewiesen werden. Die- 
ser Ersatz darf die in Absatz 1 festgelegten 
Höchstbeträge im Monat nicht übersteigen. Das 
Übungsgeld wird hierbei nicht angerechnet. 

III. Gemeinsame Vorschriften". 
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18. § 15 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Dies gilt nicht für Leistungen nach § 7 Abs. 2 
Nr. 5 Buchstaben a bis c und § 13a Abs. 2 
und 3." 

19. a) § 16 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Zu Unrecht empfangene Leistungen zur Un- 
terhaltssicherung sind zu erstatten." 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Absatz 3 wird Absatz 2. 

20. § 19 wird gestrichen. 

21. § 21 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Wehrpflichtige ist verpflichtet, der 
nach § 17 zuständigen Behörde Beginn und Ende 
des Wehrdienstes mitzuteilen. Der Wehrpflich- 
tige und die Familienangehörigen sind auf Ver- 
langen der zuständigen Behörden (§ 17) ver- 
pflichtet, diesen die zur Feststellung der Lei- 
stungen zur Unterhaltssicherung erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. Sie sind ferner verpflich- 
tet, jede Änderung der Verhältnisse, die für die 
Bemessung dieser Leistungen von Einfluß ist, 
unverzüglich anzuzeigen." 

22. § 22 Abs. 4 wird gestrichen. 

23. § 24 erhält folgenden Absatz 2; 

„(2) Die oberste Landesbehörde kann in Fäl- 
len, in denen mit Zustimmung des Bundes- 
ministers des Innern und des Bundesministers 
für Verteidigung ein Ausgleich nach Absatz 1 
allgemein zugelassen worden ist, die Befug- 
nisse zur Gewährung eines Härteausgleichs auf 
nachgeordnete Dienststellen übertragen." 

24. In § 26 Abs. 1 erhalten die Nummern 1 und 2 
folgende Fassung: 

„1. bei Erteilung der Auskunft nach § 21 Abs. 1 
Satz 2 unrichtige oder unvollständige An- 
gaben macht oder 

2. die in § 21 Abs. 1 Satz 3 vorgeschriebene 
Anzeige nicht oder nicht rechtzeitig er- 
stattet,". 

25. § 29 wird durch folgende Vorschrift ersetzt: 

.§ 29 

Ausnahmeregelung 

Auf ungediente Wehrpflichtige, die das 25. Le- 
bensjahr vollendet haben, sind die Vorschriften 
der §§ 13 und 13a anzuwenden, wenn sie zum 
Grundwehrdienst herangezogen werden." 


Artikel 2 

Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

Das Gesetz über den Schutz des Arbeitsplatzes bei 
Einberufung zum Wehrdienst vom 30. März 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 293) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 


I 1. § 1 erhält folgenden Absatz 2: 

I 

„(2) Wird ein Arbeitnehmer im öffentlichen 
: Dienst, der das 25. Lebensjahr vollendet hat, zum 

Grundwehrdienst einberufen, so hat der Arbeit- 
geber für die Dauer des Grundwehrdienstes das 
Arbeitsentgelt weiterzuzahlen. Das gleiche gilt 
für einen Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst, 
der zu einer Wehrübung einberufen wird, für die 
Dauer der Wehrübung. Das Netto-Arbeitsentgelt 
wird um den Wehrsold, der in der Wehrsold- 
tabelle des Wehrsoldgesetzes für den Dienstgrad 
des Einberufenen vorgesehen ist, vermindert. 
Netto-Arbeitsentgelt ist das Arbeitsentgelt im 
öffentlichen Dienst, vermindert um die Steuer 
vom Einkommen und die Kirchensteuer." 

i 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

■ Absatz 2 wird Absatz 3; 

! Absatz 3 wird Absatz 4; 

! 

Absatz 4 wird Absatz 5. 

! 

j 3. § 5 Abs. 2 erhält folgenden Satz 3: 

„Satz 2 gilt nicht im Falle des § 1 Abs. 2." 

i 

I 4. In § 5 Abs. 3 ist an Stelle von „Absatz 1 und 2" 

I zu setzen: 

„Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 und 2". 

5. § 9 Abs. 1 erhält folgende Sätze 2 bis 4: 

„Hat der Beamte oder Richter bei Einberufung 
zum Grundwehrdienst das 25. Lebensjahr voll- 
endet, so erhält er auch während des Grundwehr- 
dienstes Dienstbezüge oder Unterhaltszuschuß. 
Die Netto-Dienstbezüge oder der Netto-Unter- 
haltszuschuß werden um den Wehrsold, der in 
der Wehrsoldtabelle des Wehrsoldgesetzes für 
den Dienstgrad des Einberufenen vorgesehen ist, 
vermindert. Nettobezüge sind die Dienstbezüge 
im Sinne des § 2 Abs. 1 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes, der Unterhaltszuschuß nach der Unter- 
; haltszuschußverordnung und die entsprechenden 

I Dienstbezüge und Unterhaltszuschüsse im öffent- 

i Dienst, vermindert um die Steuer vom Einkom- 
men und die Kirchensteuer." 

i 6. Hinter § 15 wird eingefügt: 

„§ 15a 

j Sonstige Geltung des Gesetzes 

; Dieses Gesetz gilt auch im Falle des Wehr- 

i dienstes nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes für Beamte, Richter und Arbeitnehmer 
im öffentlichen Dienst jedoch mit der Maßgabe, 
daß die Vorschriften über Wehrübungen anzu- 
wenden sind." 

j 

i A r t i k e 1 3 

j Änderung des Wehrsoldgesetzes 

j Das Gesetz über die Geld- und Sachbezüge und 
i die Heilfürsorge der Soldaten, die auf Grund der 
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Wehrpflicht Wehrdienst leisten (Wehrsoldgesetz) 
vom 30. März 1957 (Bundsgesetzbl. I S. 308) wird 
wie folgt ergänzt: 

1. § 1 wird wir folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Soldaten, die auf Grund der Wehrpflicht 
Wehrdienst leisten, erhalten während der 
Dauer ihrer Dienstzeit Wehrsold, Verpflegung, 
Unterkunft, Dienstbekleidung, Heilfürsorge 
und Übungsgeld nach den §§ 2 bis 6a." 

b) Absatz 2 Satz 2 wird gestrichen. 

2. Hinter § 6 wird eingefügt: 

,r§ 6a 

Übungsgeld 

(1) Der Soldat, der Wehrdienst nach § 4 Abs. 1 
Nr. 2 oder 3, nach § 5 Abs. 3 oder § 6 Abs. 2 
des Wehrpflichtgesetzes leistet, erhält neben den 
Bezügen nach den §§ 2 bis 6 Übungsgeld. Das 
Übungsgeld besteht aus dem Grundbetrag nach 
der als Anlage II beigefügten Tabelle und der 
Kinderzulage nach Absatz 2. 

(2) Kinderzulage wird für jedes Kind gewährt, 
das die Voraussetzungen für die Gewährung 
eines Kinderfreibetrages nach § 32 Abs. 2 des 
Einkommensteuergesetzes erfüllt. Sie beträgt 
für das erste und zweite Kind je dreißig Deut- 
sche Mark, für das dritte und jedes weitere 
Kind je vierzig Deutsche Mark. Soldaten, die 
nicht zu dem in Absatz 3 genannten Personen- 
kreis gehören, erhalten für das dritte und jedes 
weitere Kind die Kinderzulage nur für volle 
Kalendermonate des Wehrdienstes. 

(3) Beamte, Richter und Arbeitnehmer, de- 
nen nach den §§1,9 und 15a des Arbeitsplatz- 
schutzgesetzes Dienstbezüge, Unterhaltszuschuß 
oder Arbeitsengelt weitergewährt werden, er- 
halten Übungsgeld nur, soweit es die Nettobe- 
züge übersteigt, Nettobezüge sind die Dienst- 
bezüge im Sinne des § 2 Abs. 1 des Bundesbe- 
soldungsgesetzes, der Unterhaltszuschuß nach 
der Unterhaltszuschußverordnung und die ent- 
sprechenden Dienstbezüge, Unterhaltszuschüsse 
und Arbeitsentgelte im öffentlichen Dienst, ver- 
mindert um die Steuer vom Einkommen und die 
Kirchensteuer sowie um den Wehrsold, der in 
der Anlage I für den Dienstgrad des Einberufe- 
nen vorgesehen ist. 

(4) § 2 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(5) Das Übungsgeld wird monatlich im voraus 
gezahlt. Steht Übungsgeld nur für Teile eines 
Monats zu, so wird für jeden Tag ein Dreißigstel 
des Monatsbetrages gezahlt." 

3. Die Anlage (zu § 2 Abs. 1) erhält die Bezeich- 
nung „Anlage I (zu § 2 Abs. 1)". 

4. Als weitere Anlage wird die „Anlage II (zu § 6a 
Abs. 1)" eingefügt. 


A r t i k e 1 4 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz vom 21. Juli 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 651) wird wie folgt ergänzt: 

Hinter § 29 wird eingefügt: 

„§ 29a 

Verlängerung des Wehrdienstes bei stationärer 
I truppenärztlicher Behandlung 

j Befindet sich ein Soldat, der auf Grund der 
1 Wehrpflicht Wehrdienst leistet, an dem für seine 
! Entlassung festgesetzten Zeitpunkt in stationärer 
I truppenärztlicher Behandlung, so endet der Wehr- 
j dienst, zu dem er einberufen worden ist, erst, 

I 1. wenn die stationäre truppenärztliche Behandlung 
i beendet ist oder 

2. wenn er schriftlich erklärt, daß er mit der Fort- 
setzung des Wehrdienstverhältnisses nicht ein- 
verstanden ist, oder 

3. spätestens nach drei Monaten." 


Artikel 5 

Änderung sozialversicherungsrechtlicher 
Vorschriften 

I. 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. § 209a erhält folgende Fassung: 

„§ 209a 

(1) Wehrdienst nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
des Wehrpflichtgesetzes berührt eine bestehende 
Versicherung bei jedem Träger der Kranken- 
versicherung nicht, jedoch ruht für die Dauer 
des Wehrdienstes die Versichertenkrankenhilfe. 
Für die Berechnung des Sterbegeldes und von 
Barleistungen der Familienhilfe ist der letzte 
Grundlohn des Versicherten vor der Einberufung 
maßgebend. 

(2) Für die Dauer des Grundwehrdienstes nach 
§ 4 Abs. 1 Nr, 1 des Wehrpflichtgesetzes in Ver- 
bindung mit §§ 1 und 2 Abs. 1 des Wehrdienst- 
dauergesetzes zahlt der Bund den Trägern der 
Krankenversicherung ein Drittel des Beitrages, 
der zuletzt vor der Einberufung zu entrichten 
war. 

(3) Für die Dauer des Wehrdienstes nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 3 und 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes von pflichtversicherten Arbeitnehmern 
im öffentlichen Dienst gelten die nach § 1 Abs. 2, 
§ 9 Abs. 1 und § 15a des Arbeitsplatzschutz- 
gesetzes zu gewährenden Bezüge als Arbeits- 
entgelt; § 1 Abs. 2 Satz 3 und § 9 Abs 1 Satz 3 
des Arbeitsplatzschutzgesetzes werden hierbei 
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nicht berücksichtigt. Der Beitrag wird auf die 
Hälfte ermäßigt; er ist vom Arbeitgeber allein 
zu tragen. Absatz 1 Satz 2 findet keine An- 
wendung. 

(4) Für die Dauer des Wehrdienstes nach § 4 
Abs. 1 Nr, 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 3 und 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes von Pflichtversicherten, die nicht Arbeit- 
nehmer im öffentlichen Dienst sind, sowie von 
freiwillig Versicherten zahlt der Bund den 
Trägern der Krankenversicherung die Hälfte des 
Beitrages, der zuletzt vor der Einberufung zu 
entrichten war. 

(5) Bei pflichtversicherten Arbeitnehmern hat 
der Arbeitgeber, bei Arbeitslosen hat das Ar- 
beitsamt den Beginn des Wehrdienstes sowie das 
Ende des Grundwehrdienstes und einer Wehr- 
übung dem zuständigen Träger der Kranken- 
versicherung unverzüglich zu melden; diese 
Meldepflicht trifft für das Ende eines Wehr- 
dienstes nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes den Bundesminister für Verteidigung 
oder die von ihm bestimmte Stelle. Freiwillig 
Versicherte haben die Meldungen selbst zu er- 
statten. 

(6) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates das Nähere über 
Form und Inhalt der Meldungen und über Aus- 
nahmen von der Meldepflicht bestimmen sowie 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Verteidigung für die Beitragszahlung nach den 
Absätzen 2 und 4 eine pauschale Beitragsberech- 
nung und eine von den allgemeinen Vorschriften 
abweichende Beitragsabführung vorschreiben." 

2. In § 1255 Abs. 6 werden die Worte „Geld- und 
Sachbezüge" durch die Worte „Bezüge oder Ein- 
künfte" ersetzt. 

3. § 1385 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 3 Buchstabe d erhält folgende Fas- 
sung: 

„d) bei während einer Wehrdienstleistung 
versicherungspflichtigen Person (§ 1227 
Abs. 1 Nr. 6), 

1. wenn sie Grundwehrdienst nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 des Wehrpflichtgesetzes 
in Verbindung mit § 1 oder 2 Abs. 1 
des Wehrdienstdauergesetzes leisten, 
die Geld- und Sachbezüge, die sie 
nach dem Wehrsoldgesetz, oder die 
Geldbezüge, die sie nach dem Bundes- 
besoldungsgesetz erhalten, 

2. wenn sie Arbeitnehmer im öffent- 
lichen Dienst sind und Wehrdienst 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung 
mit § 5 Abs. 3 oder nach § 4 Abs. 1 
Nr. 2 oder 3 des Wehrpflichtgesetzes 
leisten, die nach § 1 Abs. 2, § 9 
Abs. 1 und § 15a des Arbeitsplatz- 
schutzgesetzes zu gewährenden Be- 
züge, wobei § 1 Abs. 2 Satz 3 und 


§ 9 Abs. 1 Satz 3 des Arbeitsplatz- 
schutzgesetzes nicht berücksichtigt 
werden, 

3. wenn sie nidit Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst sind und Wehr- 
dienst nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 in Ver- 
bindung mit § 5 Abs. 3 oder nach § 4 
Abs. 1 Nr. 2 oder 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes leisten, der Bruttoarbeits- 
entgelt oder das Bruttoarbeitseinkom- 
men aus der die Versicherungspflicht 
im letzten Kalendermonat oder, wenn 
es günstiger ist, der durchschnittliche 
Bruttoarbeitsentgelt oder das durch- 
schnittliche Bruttoarbeitseinkommen 
aus der die Versicherungspflicht in 
den letzten drei Kalendermonaten vor 
der Einberufung begründenden Be- 
schäftigung oder Tätigkeit." 

b) Absatz 4 Buchstabe d erhält folgende Fas- 
sung; 

„d) bei Versicherungspflicht nach § 1227 

Abs. 1 Nr. 6 

1. während des Grundwehrdienstes nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 des Wehrpflicht- 
gesetzes in Verbindung mit § 1 und 
§ 2 Abs. 1 des Wehrdienstdauer- 
gesetzes vom Bund, 

2. während des Wehrdienstes nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 und nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 des Wehrpflichtgesetzes von 
Arbeitnehmern im öffentlichen Dienst 
von dem Arbeitgeber allein, 

3. während des Wehrdienstes nach § 4 
Abs 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 und nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 des Wehrpflichtgesetzes von 
Personen, die nicht Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst sind, vom Bund." 

c) In Absatz 5 wird hinter den Worten „Ab- 
satz 3 Buchstabe d" eingefügt „Nr. 1". 

4. § 1404 erhält folgende Fassung: 

„§ 1404 

(1) Für die Beitragsentrichtung für die nach 
§ 1227 Abs. 1 Nr. 5 und 6 versicherungspflich- 
tigen Personen gelten die Vorschriften der §§ 
1399 bis 1403 entsprechend. Die in diesen Vor- 
schriften für Arbeitgeber bestimmten Pflichten 
obliegen in den Fällen des § 1385 Abs. 4 Buch- 
staben c und d Nr. 1 und 3 den Stellen, die nach 
diesen Vorschriften den Beitrag zu tragen haben. 
Die in § 1385 Abs. 3 unter Buchstaben c und d 
genannten Bezüge und Bruttoeinkünfte gelten 
als Arbeitsentgelt. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Verteidigung durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates für 
die nach § 1227 Abs. 1 Nr. 6 versicherungspflich- 
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tigen Personen, soweit der Bund für diese die | 
Beiträge zu tragen hat, eine pauschale Beitrags- 
berechnung und eine von den allgemeinen Vor- 
schriften abweichende Beitragsabführung vor- 
schreiben." 

II. 

Das Angestelltenversicherungsgesetz wird wie 
folgt geändert und ergänzt; 

1. In § 32 Abs. 6 werden die Worte „Geld- und 
Sachbezüge" durch die Worte „Bezüge oder Ein- 
künfte" ersetzt. 

2. § 112 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 3 Buchstabe d erhält folgende Fas- 
sung: 

„d) bei während einer Wehrdienstleistung ver- 
sicherungspflichtigen Personen (§ 2 Nr. 8), 

1. wenn sie Grundwehrdienst nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 des Wehrpflichtgesetzes 
in Verbindung mit §§ 1 oder 2 Abs. 1 
des Wehrdienstdauergesetzes leisten, 
die Geld- und Sachbezüge, die sie nach 
dem Wehrsoldgesetz, oder die Geld- 
bezüge, die sie nach dem Bundesbesol- 
dungsgesetz erhalten, 

2. wenn sie Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienst sind und Wehrdienst nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 oder nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 
oder 3 des Wehrpflichtgesetzes leisten, 
die nach § 1 Abs. 2, § 9 Abs. 1 und 
§ 15a des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
zu gewährenden Bezüge, wobei § 1 
Abs. 2 Satz 3 und § 9 Abs. 1 Satz 3 
des Arbeitsplatzschutzgesetzes nicht be- 
rücksichtigt werden. 

3. wenn sie nicht Arbeitnehmer im öffent- 
lichen Dienst sind und Wehrdienst 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung 
mit § 5 Abs. 3 oder nach § 4 Abs. 1 
Nr. 2 oder 3 des Wehrpflichtgesetzes 
leisten, der Bruttoarbeitsentgelt oder 
das Bruttoarbeitseinkommen aus der 
die Versicherungspflicht im letzten Ka- 
lendermonat oder, wenn es günstiger 
ist, der durchschnittliche Bruttoarbeits- 
entgelt oder das durchschnittliche Brut- ! 
toarbeitseinkommen aus der die Ver- 
siehe rungspflicht in den letzten drei 
Kalendermonaten vor der Einberufung 
begründenden Beschäftigung oder Tä- 
tigkeit." 

b) Absatz 4 Buchstabe d erhält folgende Fassung: 
„d) bei Versicherungspflicht nach § 2 Nr. 8 

1. während des Grundwehrdienstes nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 des Wehrpflichtge- 
setzes in Verbindung mit §§ 1 und 2 
Abs. 1 des Wehrdienstdauergesetzes 
vom Bund, 


2. während des Wehrdienstes nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 und nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 
3 des Wehrpflichtgesetzes von Arbeit- 
nehmern im öffentlichen Dienst von 
dem Arbeitgeber allein, 

3. während des Wehrdienstes nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 und nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 
3 des Wehrpflichtgesetzes von Perso- 
nen, die nicht Arbeitnehmer im öffent- 
lichen Dienst sind, vom Bund." 

c) In Absatz 5 wird hinter den Worten „Absatz 
3 Buchstabe d" eingefügt „Nr. 1". 

3. § 126 erhält folgende Fassung: 

„§ 126 

(1) Für die Beitragsentrichtung für die nach 
§ 2 Nr. 7 und 8 versicherungspflichtigen Per- 
sonen gelten die Vorschriften der §§ 121 bis 124 
entsprechend. Die in diesen Vorschriften für 
Arbeitgeber bestimmten Pflichten obliegen in 
den Fällen des § 112 Abs. 4 Buchstaben c und 
d Nr. 1 und 3 den Stellen, die nach diesen Vor- 
schriften den Beitrag zu tragen haben. Die in 
§ 112 Abs. 3 unter Buchstaben c und d genann- 
ten Bezüge und Bruttoeinkünfte gelten als Ar- 
beitsentgelt. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Verteidigung durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates für 
die nach § 2 Nr. 8 versicherungspflichtigen Per- 
sonen, soweit der Bund für diese die Beiträge 
zu tragen hat, eine pauschale Beitragsberech- 
nung und eine von den allgemeinen Vorschrif- 
ten abweichende Beitragsabführung vorschrei- 
ben." 

III. 

Das Reichsknappschaftsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. § 130 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 5 Buchstabe b erhält folgende Fas- 
sung: 

„b) bei während einer Wehrdienstleistung 
versicherungspflichtigen Personen (§ 29 
Abs. 1), 

1. wenn sie Grundwehrdienst nach § 4 
Abs. 1 Nr, 1 des Wehrpflichtgesetzes 
in Verbindung mit §§ 1 oder 2 Abs. 1 
des Wehrdienstdauergesetzes leisten, 
die Geld- und Sachbezüge, die sie 
nach dem Wehrsoldgesetz, oder die 
Geldbezüge, die sie nach dem Bun- 
desbesoldungsgesetz erhalten, 

2. wenn sie Arbeitnehmer im öffentli- 
chen Dienst sind und Wehrdienst nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 oder nach § 4 Abs. 1 Nr, 2 
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oder 3 des Wehrpflichtgesetzes lei- 
sten, die nach § 1 Abs. 2, § 9 Abs. 1 
und § 15a des Arbeitsplatzschutzge- 
setzes zu gewährenden Bezüge, wobei 
§ 1 Abs. 2 Satz 3 und § 9 Abs. 1 Satz 3 
des Arbeitsplatzschutzgesetzes nicht 
berücksichtigt werden. 

3. wenn sie nicht Arbeitnehmer im öf- 
fentlichen Dienst sind und Wehr- 
dienst nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 in Ver- 
bindung mit § 5 Abs. 3 oder nach § 4 
Abs. 1 Nr, 2 oder 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes leisten, der Bruttoarbeitsent- 
gelt oder das Bruttoarbeitseinkommen 
aus der die Versicherungspflicht im 
letzten Kalendermonat oder, wenn es 
günstiger ist, der durchschnittliche 
Bruttoarbeitsentgelt oder das durch- 
schnittliche Bruttoarbeitseinkommen 
aus der die Versicherungspflicht in 
den letzten drei Kalendermonaten vor 
der Einberufung begründenden Be- 
schäftigung oder Tätigkeit." 

b) Absatz 6 Buchstabe b erhält folgende Fas- 
sung: 

„b) bei Versicherungspflicht nach § 29 Abs. 1 

1. während des Grundwehrdienstes nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 des Wehrpflichtgeset- 
zes in Verbindung mit §§ 1 und 2 
Abs. 1 des Wehrdienstdauergesetzes 
vom Bund, 

2. während des Wehrdienstes nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 und nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
des Wehrpflichtgesetzes von Arbeit- 
nehmern im öffentlichen Dienst von 
dem Arbeitgeber allein, 

3. während des Wehrdienstes nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 und nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 
3 des Wehrpflichtgesetzes von Perso- 
nen, die nicht Arbeitnehmer im öf- 
fentlichen Dienst sind, vom Bund.'' 

c) In Absatz 8 werden die Worte „unter Buch- 
stabe b" ersetzt durch die Worte „Buchstabe b 
Nr. 1". 

2. Hinter § 139 wird folgender neuer Paragraph 
eingefügt: 

.§ 140 

(1) Für die Beitragsentrichtung für die nach 
§ 29 Abs. 1 versidierungspflichtigen Personen 
gelten die §§ 113 und 114 entsprechend. Die in 
diesen Vorschriften für Arbeitgeber bestimmten 
Pflichten obliegen im Falle des § 130 Abs, 6 
Buchstabe b Nr. 1 und 3 den Stellen, die nach 
diesen Vorschriften den Beitrag zu tragen ha- 
ben. Die in § 130 Abs. 5 unter Buchstabe b ge- 
nannten Bezüge und Bruttoeinkünfte gelten als 
Arbeitsentgelt. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann im Einvernehmen mit dem Bun- 


desminister für Verteidigung durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates für 
die nach § 29 Abs. 1 versicherungspflichtigen 
Personen, soweit der Bund für diese die Beiträge 
zu tragen hat, eine pauschale Beitragsberechnung 
und eine von den allgemeinen Vorschriften ab- 
weichende Beitragsabführung vorschreiben." 


Artikel 6 

Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG) in der Fassung vom 
3. April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 321), zuletzt ge- 
ändert durch das Zweite Anderungsgesetz zum 
AVAVG vom 7. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 705) wird wie folgt geändert; 

In § 56 Abs. 2 werden die Worte „Grundwehrdien- 
stes, einer Wehrübung von mehr als einer Woche" 
ersetzt durch das Wort „Wehrdienstes". 


Artikel 7 

Änderung des Kindergeldgesetzes 

§ 3 Abs. 2 Nr. 8 des Kindergeldgesetzes vom 13. 
November 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 333) in der 
Fassung des Unterhaltssicherungsgesetzes vom 26. 
Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1046) erhält folgende 
Fassung: 

„8. für die Kinderzulage nach oder in entspre- 
chender Anwendung von § 6a Abs. 2 des Wehr- 
soldgesetzes oder Kindergeld nach § 5 Abs, 3 
Satz 1 des Unterhaltssicherungsgesetzes ge- 
währt wird oder der Anspruch nach Satz 2 der 
zuletzt genannten Vorschrift ausgeschlossen 
ist." 


Artikel 8 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

Dieses Gesetz tritt einen Monat vor seiner Ver- 
kündung in Kraft. Für Wehrpflichtige, die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens eine Wehrübung ablei- 
sten, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes vom 
Beginn der Wehrübung an. 


Artikel 9 
Neufassung des Gesetzes 

Der Bundesminister des Innern und der Bundes- 
minister für Verteidigung werden ermächtigt, den 
Wortlaut des Unterhaltssicherungsgesetzes unter 
Berücksichtigung der Änderungen dieses Gesetzes 
neu zu fassen, in neuer Paragraphenfolge bekannt- 
zumachen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlau- 
tes zu beseitigen. 
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Zu Artikel 3 Nr. 4 

Anlage II 
(zu § 6a Abs. I) 

Monatsbeträge 

in DM 

(in Klammern der jeweilige Tagessatz) 



bis 

zum vollendeten 28. 

Lebensjahr 


vom 29. 

bis zum 

vollendeten 36. Lebensjahr 





verheiratet*) 

mit 



verheiratet*) 

mit 

Lfd. 

Nr. 

Dienstgrad 

ledig 

ver- 

heiratet*) 

1 Kind 

2Kin- 1 
dem 1 

3 und 
mehr 
Kindern 

ledig 

ver- 

heiratet*) 

1 Kind 

2 Kin- 
dern 

3 und 
mehr 
Kindern 

1 

Grenadier, Flieger, 
Matrose, Gefreiter 

132 

(4,40) 

198 

(6,60) 

207 

(6,90) 

225 

(7,50) 

240 

(8,—) 

162 

(5,40) 

237 

(7,90) 

249 

(8,30) 

264 

(8,80) 

279 

(9,30) 

2 

Obergefreiter . . . 

132 

(4,40) 

201 

(6,70) 

213 

(7,10) 

228 

(7,60) 

246 

(8,20) 

162 

(5,40) 

237 

(7,90) 

252 

(8,40) 

270 

(9,-) 

285 

(9,50) 

3 

Hauptgefreiter . . . 

138 

(4,60) 

213 

(7,10) 

222 

(7,40) 

240 

(8,—) 

255 

(8,50) 

171 

(5,70) 

246 

(8,20) 

264 

(8,80) 

279 

(9,30) 

294 

(9,80) 

4 

Unteroffizier, Maat, 
Fahnenjunker, See- 
kadett 

147 

(4,90) 

222 

(7,40) 

234 

(7,80) 

249 

(8,30) 

267 

(8,90) 

177 

(5,90) 

252 

(8,40) 

273 

(9,10) 

291 

(9,70) 

306 

(10,20) 

5 

Stabsunteroffizier, 
Obermaat .... 

153 

(5,10) 

228 

(7,60) 

243 

(8,10) 

261 

(8,70) 

276 

(9,20) 

186 

(6,20) 

261 

(8,70) 

285 

(9,50) 

300 

(10,-) 

315 

(10,50) 

6 

Feldwebel, Boots- 
mann, Fähnrich . . 

153 

(5,10) 

228 

(7,60) 

246 

(8,20) 

261 

(8,70) 

276 

(9,20) 

198 

(6,60) 

273 

(9,10) 

297 

(9,90) 

318 

(10,60) 

333 

(11,10) 

7 

Oberfeldwebel, 
Oberbootsmann . . 

186 

(6,20) 

273 

(9,10) 

300 

(10,-) 

321 

(10,70) 

336 

(11,20) 

216 

(7,20) 

303 

(10,10) 

330 

(11.-) 

357 

(11,90) 

375 

(12,50) 

8 

Hauptfeldwebel, 
Hauptbootsmann . . 

210 

(7,-) 

300 

(10,—) 

324 

(10,80) 

351 

(11,70) 

366 

(12,20) 

243 

(8,10) 

330 

(11,-) 

357 

(11,90) 

393 

(13,10) 

408 

(13,60) 

9 

Leutnant, Stabsfeld- 
webel, Stabsboots- 
mann 

246 

(8,20) 

333 

(11,10) 

360 

(12,-) 

402 

(13,40) 

417 

(13,90) 

294 

(9,80) 

381 

(12,70) 

408 

(13,60) 

450 

(15,-) 

480 

(16,—) 

10 

Oberleutnant, Ober- 
stabsfeldwebel, Ober- 
stabsbootsmann . . 

264 

(8,80) 

351 

(11,70) 

375 

(12,50) 

417 

(13,90) 

441 

(14,70) 

315 

(10,50) 

402 

(13,40) 

429 

(14,30) 

471 

(15,70) 

510 

(17,-) 

11 

Hauptmann, Kapitän- 
leutnant 

324 

(10,80) 

423 

(14,10) 

447 

(14,90) 

492 

(16,40) 

537 

(17,90) 

372 

(12,40) 

471 

(15,70) 

495 

(16,50) 

540 

(18,-) 

585 

(19,50) 

12 

Major, Korvetten- 
kapitän, Stabsarzt . . 

402 

(13,40) 

504 

(16,80) 

528 

(17,60) 

573 

(19,10) 

618 

(20,60) 

450 

(15~) 

558 

(18,60) 

582 

(19,40) 

627 

(20,90) 

672 

(22,40) 

13 

Oberstleutnant, 
Fregattenkapitän, 
Oberstabsarzt . . . 






483 

(16,10) 

597 

(19,90) 

624 

(20,80) 

666 

(22,20) 

711 

(23,70) 

14 

Oberfeldarzt, 
Flottillenarzt . . . 






537 

(17,90) 

675 

(22,50) 

699 

(23,30) 

744 

(24,80) 

789 

(26,30) 


*) Hierzu rechnen auch verwitwete und geschiedene Soldaten sowie Soldaten, deren Ehe aufgehoben oder für nichtig erklär! 
worden ist. 

Q 



Drucksache 1898 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Monatsbeträge 

in DM 

(in Klammern der jeweilige Tagessatz) 



vom 37. bis 

zum vollendeten 44. 

Lebensjahr 



vom 45. Lebensjahr an 






verheiratet*) 

mit 



verheiratet*) 

mit 

Lfd. 

Nr. 

Dienstgrad 

ledig 

ver- 

heiratet*) 

1 Kind 

2 Kin- 
dern 

3 und 
mehr 
Kindern 

ledig 

ver- 

heiratet*) 

1 Kind 

2 Kin- 
dern 

3 und 
mehr 
Kindern 

i 

1 

Grenadier, Flieger, 
Matrose, Gefreiter . 

192 

267 

288 

303 

321 

210 

285 

309 

324 

339 



(6,40) 

(8,90) 

(9,60) 

(10,10) 

(10,70) 

(7.-) 

(9,50) 

(10,30) 

(10,80) 

(11,30) 

2 

Obergefreiter . . . 

195 

270 

294 

309 

324 

216 

291 

318 

339 

354 



(6,50) 

(9,-) 

(9,80) 

(10,30) 

(10,80) 

(7,20) 

(9,70) 

(10,60) 

(11,30) 

(11,80) 

3 

Hauptgefreiter , . . 

201 

276 

303 

318 

336 

225 

300 

324 

348 

366 



(6,70) 

(9,20) 

(10,10) 

(10,60) 

(11,20) 

(7,50) 

(10,-) 

(10,80) 

(11,60) 

(12,20) 

4 

Unteroffizier, Maat, 
Fahnenjunker, See- 
kadett 

207 

282 

309 

330 

345 

240 

315 

339 

369 

387 



(6,90) 

(9,40) 

(10,30) 

(11.-) 

(11,50) 

(8,-) 

(10,50) 

(11,30) 

(12,30) 

(12,90) 

5 

Stabsunteroffizier, 
Obermaat .... 

216 

291 

315 

339 

357 

246 

321 

348 

381 

396 



(7,20) 

(9,70) 

(10,50) 

(11,30) 

(11,90) 

(8,20) 

(10,70) 

(11,60) 

(12,70) 

(13,20) 

6 

Feldwebel, Boots- 
mann, Fähnrich . . 

240 

315 

342 

372 

390 

285 

360 

384 

429 

444 



(8,-) 

(10,50) 

(llr40) 

(12,40) 

(13,-) 

(9,50) 

(12,-) 

(12,80) 

(14,30) 

(14,80r 

7 

Oberfeldwebel, 
Oberbootsmann . . 

276 

363 

387 

432 

450 

336 

423 

447 

492 

525 



(9,20) 

(12,10) 

(12,90) 

(14,40) 

(15,-) 

(11,20) 

(14,10) 

(14,90) 

(16,40) 

(17,50) 

8 

Hauptfeldwebel, 
Hauptbootsmann . . 

309 

396 

420 

465 

492 

375 

462 

489 

531 

576 



(10,30) 

(13,20) 

(14,-) 

(15,50) 

(16,40) 

(12,50) 

(15,40) 

(16,30) 

(17,70) 

(19,20) 

9 

Leutnant, Stabsfeld- 
webel, Stabsboots- 












mann 

360 

447 

471 

516 

561 

426 

513 

540 

582 

627 



(12.~) 

(14,90) 

(15,70) 

(17,20) 

(18,70) 

(14,20) 

(17,10) 

(18,-) 

(19,40) 

(20,90) 

10 

Oberleutnant, Ober- 
stabsfeldwebel, Ober- 
stabsbootsmann . . 

387 

477 

501 

543 

591 

462 

549 

576 

618 

663 



(12,90) 

(15,90) 

(16,70) 

(18,10) 

(19.70) 

(15,40) 

(18,30) 

(19,20) 

(20,60) 

(22,10) 

11 

Hauptmann, Kapitän- 
leutnant 

462 

567 

594 

636 

681 

549 

666 

690 

732 

777 



(15,40) 

(18,90) 

(19,80) 

(21,20) 

(22,70) 

(18,30) 

(22,20) 

(23,-) 

(24,40) 

(25,90) 

12 

Major, Korvetten- 
kapitän, Stabsarzt . . 

546 

666 

693 

735 

780 

642 

777 

801 

843 

891 



(18,20) 

(22,20) 

(23,10) 

(24,50) 

(26,-) 

(21,40) 

(25,90) 

(26,70) 

(28,10) 

(29,70) 

13 

Oberstleutnant, 
Fregattenkapitän, 
Oberstabsarzt . . . 

603 

735 

762 

804 

849 

720 

873 

897 

942 

987 



(20,10) 

(24,50) 

(25,40) 

(26,80) 

(28,30) 

(24,-) 

(29,10) 

(29,90) 

(31,40) 

(32,90) 

14 

Oberfeldarzt, 
Flottillenarzt . . . 

666 

825 

849 

894 

939 

792 

969 

999 

1041 

1089 



(22,20) 

(27,50) 

(28,30) 

(29,80) 

(31,30) 

(26,40) 

(32,30) 

(33,30) 

(34,70) 

(36,30) 

15 

Oberst, Kapitän zur 
See, Oberstarzt, 
Flottenarzt .... 

720 

891 

918 

960 

1005 

867 

1050 

1080 

1134 

1185 



(24.H 

(29,70) 

(30,60) 

(32,-) 

(33,50) 

(28,90) 

(35,-) 

(36,-) 

(37,80) 

(39,50) 

16 

Generale, Admirale . 

ohne Rücksicht auf das Lebensalter 

1230 

1458 

1491 

1548 

1608 








(41.-) 

(48,60) 

(49,70) 

(51,60) 

(53,60) 


*) Hierzu rechnen auch verwitwete und geschiedene Soldaten sowie Soldaten, deren Ehe aufgehoben oder für nichtig erklärt 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Das Unterhaltssicherungsgesetz, das mit Wirkung 
vom 1. April 1957 an angewendet wird, hat sich 
im allgemeinen in der Praxis bewährt, soweit 
es die Leistungen für die Grundwehrdienstpflichti- 
gen und ihre Angehörigen regelt. Dagegen hat sich 
gezeigt, daß die im Gesetz festgelegten allgemeinen 
Leistungen (Tabellensätze) zu einer angemessenen 
wirtschaftlichen Sicherung der Familienangehörigen 
der zu Wehrübungen einberufenen Wehrpflichtigen 
(Wehrübende) nicht ausreichen. Diese Wehrpflichti- 
gen stehen in der Regel in einem höheren Lebens- 
alter. Ihre Lebenshaltung und die ihrer Familien ist 
auf ein bestimmtes laufendes Einkommen eingerich- 
tet. Nach den bisher geltenden Vorschriften werden 
diesem Personenkreis finanzielle Einbußen zuge- 
mutet, die seine Lebenshaltung wesentlich ein- 
schränken. Der Reservist ist zwar bereit, die erfor- 
derliche Zeit für die Ableistung des Wehrdienstes 
aufzuwenden, er kann jedoch die zum Teil erheb- 
lichen geldlichen Opfer, die ihm die derzeitige 
Regelung des Unterhaltssicherungsgesetzes zumutet, 
nicht auf sich nehmen. 

Der Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Unter- 
haltssicherungsgesetzes sieht daher Vorschriften 
vor, die den Unterschied zwischen dem Einkommen 
eines Wehrübenden vor seiner Einberufung und 
während der Wehrübungen möglichst gering halten. 
Den Übenden wird ein Übungsgeld gewährt, das 
den Dienstgrad, in dem der Wehrpflichtige die 
Wehrübung ableistet, das Alter und den Familien- 
stand berücksichtigt. Das Übungsgeld ist in einem 
gewissen Verhältnis zu den Dienstbezügen des ver- 
gleichbaren Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
berechnet, die es jedoch in keinem Falle erreicht. 
Bleibt das Übungsgeld unter dem bisherigen Ein- 
kommen des Wehrübenden in c einem Zivilberuf, so 
wird auf Antrag als Ausgleich zusätzlich eine Ver- 
dienstausfallentschädigung gewährt. Die Verdienst- 
ausfallentschädigung berücksichtigt jedoch nur das 
monatliche Nettoeinkommen bzw. den Teil dieses 
Einkommens, der infolge der Wehrdienstleistung 
entfällt. Der in Prozenten des Nettoeinkommens (80 
bzw. 60 vom Hundert) zu gewährende Betrag ist 
verschieden, je nachdem, ob ein Wehrübender für 
unterhaltsberechtigte Familienangehörige zu sorgen 
hat oder nicht. Übungsgeld und Verdienstausfall- 
entschädigung zusammen dürfen den im Gesetz fest- 
gelegten Höchstbetrag nicht überschreiten. 

Die Neuregelung bewirkt, daß der Wehrübende mit 
der Zahlung des Übungsgeldes unmittelbar nach 
Dienstantritt ohne langwieriges Prüfungsverfahren 
in den Besitz der notwendigen Geldbeträge kommt. 
Es ist hierbei insbesondere an die Wehrpflichtigen 
gedacht, die, wie z. B. Landwirte und Studenten, 
die Höhe ihres Verdienstes nur schwer oder einen 
Verdienstausfall überhaupt nicht nachweisen kön- 
nen. Aus Gründen der Verwaltungsvereinfadiung 


wird das Übungsgeld mit dem Wehrsold von der 
Truppe gezahlt. 

Während die Verdienstausfallentschädigung durch 
Änderung des USG eingeführt wird, ist für die Ein- 
führung des Übungsgeldes eine Ergänzung des 
Wehrsoldgesetzes vorgesehen. 

Für die den Grundwehrdienst leistenden Wehr- 
pflichtigen und ihre Angehörigen bleibt es bei der 
bisherigen Regelung. Eine Neuregelung wird ledig- 
lich für die ungedienten Wehrpflichtigen getroffen, 
die das 25. Lebensjahr vollendet, noch keine mili- 
tärische Grundausbildung erhalten haben und die 
nach § 5 Abs. 3 des Wehrpflichtgesetzes nur zum 
verkürzten Grundwehrdienst herangezogen wer- 
den. Diesen Wehrpflichtigen wird wie den Wehr- 
übenden Übungsgeld und gegebenenfalls Verdienst- 
ausfallentschädigung gewährt. Ihre Besserstellung 
gegenüber den Wehrpflichtigen, die den vollen 
Wehrdienst ableisten, rechtfertigt sich aus der Er- 
wägung, daß sie in der Regel bereits eine Lebens- 
stellung erreicht haben, die eine Gleichstellung mit 
den Wehrübenden geboten erscheinen läßt. 

Im Rahmen der Änderung des Unterhaltssicherungs- 
gesetzes ist als weitere Neuregelung die Ergänzung 
des Arbeitsplatzschutzgesetzes vom 30. März 1957 
(BGBl. I S. 293) in den §§ 1 und 9 vorgesehen. Hier- 
nach erhalten alle am Wehrdienst nach § 4 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 des Wehrpflichtgesetzes teilnehmenden 
Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes für die 
Dauer der Wehrübung Bezüge. Für die Angestell- 
ten und Arbeiter des öffentlichen Dienstes soll also 
die gleiche Regelung gelten wie bisher schon nach 
§ 9 für die Beamten und Richter. Das Nettoeinkom- 
men aller Dienstkräfte im öffentlichen Dienst wird 
jedoch während der Wehrübungen um den Betrag 
des Wehrsoldes gekürzt, den der Wehrpflichtige 
nach der Wehrsoldtabelle bei der Truppe erhält. 

Ferner ist im Rahmen der Änderung des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes eine Änderung der in § 1 Abs. 2 
Satz 2 des Wehrsoldgesetzes enthaltenen Passanten- 
regelung vorgesehen, da diese erhebliche Nachteile 
für die Mehrzahl der Betroffenen zur Folge hat. 
Damit ist gleichzeitig eine Änderung des Wehr- 
pflichtgesetzes verbunden, die ebenfalls in diesem 
Gesetz vorgenommen wird. Nach diesen Änderun- 
gen wird der Wehrdienst um die Dauer der 
stationären truppenärztlichen Behandlung verlän- 
gert, so daß für diese Zeit des Wehrdienstes die 
einschlägigen Vorschriften des Wehrsoldgesetzes, 
des Unterhaltssicherungsgesetzes, des Arbeitsplatz- 
schutzgesetzes und der Reichsversicherungsordnung 
weiterhin gelten. 

Mit Rücksicht auf die Einfügung des § 6a in das 
Wehrsoldgesetz ist auch eine entsprechende Ände- 
rung des Kindergeldgesetzes notwendig. Sie dient 
der Vermeidung von Doppelzahlungen und auch der 
Verwaltungsvereinfachung bei Wehrübungen. 
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Schließlich sind im Zusammenhang mit den vorge- 
sehenen verschiedenen Gesetzesänderungen — ins- 
besondere des Arbeitsplatzschutzgesetzes — auch 
die sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften ent- 
sprechend geändert und ergänzt. 


11. Die Bestimmungen im einzelnen 

Zu Artikel 1 (Änderung und Ergänzung des Unter- 
haltssdcheiungsgesetzes) . 

Nr. 1 

Durch die Einführung der Verdienstausfallentschädi- 
gung für Wehrübende treten die Ansprüche der 
Wehrpflichtigen neben den Ansprüchen der Fami- 
lienangehörigen besonders hervor. 

Dies ist auch in der Bezeichnung des Gesetzes kennt- 
lich zu machen. 

Nr. 2 

Die Fassung des § 1 Abs. 1 „ . . . zur Erfüllung der 
Wehrpflicht ..." stellt darauf ab, daß das Unter- 
haltssicherungsgesetz auch bei unbefristetem Wehr- 
dienst im Verteidigungsfall Geltung hat (§ 4 Abs. 1 
Nr. 3 des Wehrpflichtgesetzes). Die neue Fassung 
berücksichtigt ferner, daß Leistungen zur Unter- 
haltssicherung nunmehr in erweitertem Umfange 
auch für die Wehrpflichtigen selbst in Betracht 
kommen. 

Vergleiche auch vorstehend Nr. 1. 

Der Hinweis in Absatz 2 ist mit Rücksicht auf die 
Ergänzung des Arbeitsplatzschutzgesetzes (§§ 1 
und 9) erforderlich. 

Nr. 3 

Der Entwurf unterscheidet zwischen Wehrpflichti- 
gen, die Grundwehrdienst (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 des 
Wehrpflichtgesetzes), und Wehrpflichtigen, die 
sonstigen Wehrdienst (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des 
Wehrpflichtgesetzes) leisten. Die Vorschrift, in wel- 
cher die auf die verschiedenen Arten des Wehr- 
dienstes abgestellten unterschiedlichen Unterhalts- 
sicherungsleistungen aufgezählt werden, gehört 
systematisch zu den „Allgemeinen Grundsätzen". 
Der bisherige § 5 wird daher in der Neufassung 
§ 2 . 

Nr. 6 

Da sich die Voraussetzungen, die Art und das Maß 
der Leistungen zur Unterhaltssicherung bei Erfül- 
lung des Grundwehrdienstes und bei sonstigem 
Wehrdienst erheblich unterscheiden, war der 
„Zweite Abschnitt" des Gesetzes in Unterabschnitte 
(L, 11.) aufzugliedern. Die „Gemeinsamen Vorschrif- 
ten" waren als Unterabschnitt III anzuschließen. 

Der erste Unterabschnitt (I.) betrifft die „Sicherung 
des Unterhalts während des Grundwehrdienstes". 
Er umfaßt in neuer Paragraphenfolge die bisherigen 
§§ 6 bis 12 und 14. 


Nr. 7 

Die Streichung folgt aus dem geänderten Aufbau 
des Gesetzes. 

Nr. 10 

zu a) 

Die Aufzählung der Sonderleistungen, die dem 
Wehrpflichtigen selbst und seinen Angehörigen im 
engeren Sinne zu gewähren sind, ist aus Gründen 
der Gesetzesklarheit erforderlich. 

zu c) 

Es hat sich in der Praxis als notwendig erwiesen, 
über die in § 8 Abs. 2 Nr. 4 [nunmehr § 7 Abs. 2 
Nr. 4 a)] getroffene Regelung hinaus einen „Miet- 
zuschuß" auch in den Fällen vorzusehen, in denen 
der Wehrpflichtige bei sonstigen Familienangehöri- 
gen wohnt. Voraussetzung ist, daß der Wehrpflich- 
tige mit diesen Familienangehörigen in Haushalts- 
gemeinschaft gelebt und zu deren Unterhalt beige- 
tragen hat. 

zu d) 

Der bisherige Katalog der Sonderleistungen bedarf 
der Ergänzung. Es sind z. B. auch solche Verträge 
zu berücksichtigen, die den Wehrpflichtigen im Ver- 
sicherungsfalle vor Vermögensnachteilen schützen. 
Die Neufassung berücksichtigt die hier denkbaren 
Fälle. 

Nr. 11 

zu a) 

Die Ergänzung ist durch das Tuberkulosehilfe- 
Gesetz notwendig geworden. 

zu b) 

Die bisherige Regelung in § 9 Abs. 4, nach der das 
Antragsrecht allgemein einen Monat nach Beendi- 
gung des Wehrdienstes erlischt, hat in den Fällen 
zu Härten geführt, in denen Unterhaltsstreitigkeiten 
(z. B. die Klage eines unehelichen Kindes) anhängig 
waren. Die Ergänzung des Gesetzes soll verhindern, 
daß dem unterhaltsverpflichteten Wehrpflichtigen 
Leistungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz 
wegen Fristablaufs versagt werden müssen. 

Nr. 14 

zu a) 

Redaktionelle Änderung, 
zu b) 

Die Vorschrift in Nummer 4 ist notwendig, um eine 
doppelte Anrechnung auszuschließen. 

§ 12 Abs. 1 Satz 1 schreibt vor, daß die Leistungen 
zur Unterhaltssicherung um die Einkünfte des 
Wehrpflichtigen zu kürzen sind, die er nach der Ein- 
berufung weiter erhält. Es wäre jedoch unbillig, 
Einkünfte freiberuflich tätiger Personen (z. B. Arzt- 
honorar, Provisionen von Vertretern u. dgl.), die 
ihnen in der Zeit des Wehrdienstes aus ihrer Tätig- 
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keit vor der Einberufung nachträglich zufließen, 
anzurechnen, wenn die Erwerbstätigkeit während 
des Wehrdienstes ruht. Diese Einkünfte müssen 
erfahrungsgemäß den Unterhalt des Wehrpflichti- 
gen und seiner Familie nach Beendigung des Wehr- 
dienstes sichern, bis die Einnahmen aus der Er- 
werbstätigkeit wieder anlaufen. Die neue Nr. 5 in 
§ 11 Abs. 1 trägt diesem Erfordernis Rechnung. 

Nr. 17 

§ 13 

Der zweite Unterabschnitt (II.) enthält die besonde- 
ren Vorschriften über die Sicherung des Unterhalts 
bei Ableistung des sonstigen Wehrdienstes. In das 
Gesetz wird als neue Leistung der Unterhaltssiche- 
rung die Verdienstausfallentschädigung eingeführt. 
Voraussetzung für die Gewährung dieser Leistung 
ist jedoch, daß das neu eingeführte, nach dem Wehr- 
soldgesetz zu zahlende Übungsgeld das bisherige 
Einkommen nicht erreicht. 

Verdienstausfallentschädigung wird nur gewährt, 
wenn der Wehrdienst mehr als 7 Tage beträgt. Bei 
kürzerem Wehrdienst soll der Wehrpflichtige aus- 
schließlich auf das Übungsgeld angewiesen sein. Die 
Regelung ist im Interesse der Verwaltungsverein- 
fachung geboten. 

Sofern Wehrpflichtige über die gesetzliche Ver- 
pflichtung hinaus freiwillig Wehrübungen leisten 
(§ 6 Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes), stehen ihnen 
Ubungsgeld und Verdienstausfallentschädigung auch 
für die Dauer dieses Wehrdienstes zu. 

§ 13 a 

Die Verdienstausfallentschädigung beträgt für 
Wehrpflichtige mit unterhaltsberechtigten Familien- 
angehörigen im engeren Sinne 80 v. H., für die übri- 
gen Wehrpflichtigen 60 v. H. des infolge des Wehr- 
dienstes entfallenden bisherigen Nettoeinkommens, 
das sich nach § 11 (nunmehr § 10) des Gesetzes be- 
mißt. Es kann nur der Verdienstausfall Berücksichti- 
gung finden, der durch die Ableistung des Wehr- 
dienstes bedingt ist. Es können jedoch nur bis zu 
1040 DM für den Wehrpflichtigen mit unterhalts- 
berechtigten Familienangehörigen und bis zu 
780 DM für die übrigen Wehrpflichtigen gewährt 
werden, wobei das Übungsgeld anzurechnen ist. Da 
das Kindergeld nicht zum Einkommen rechnet, muß 
auch die Kinderzulage für dritte und weitere Kinder 
in gleicher Weise aus Gründen der Gleichbehand- 
lung außer Ansatz bleiben. 

Läßt der Wehrpflichtige seinen Gewerbebetrieb, Be- 
trieb der Land- oder Forstwirtschaft oder seinen 
freien Beruf während des Wehrdienstes fortführen 
und erhält er als Leistung zur Unterhaltssicherung 
Ersatz der Aufwendungen für eine Ersatzkraft oder 
einen Vertreter, der an seiner Stelle tätig wird, so 
wird unterstellt, daß die Einkünfte aus dem Betrieb 
in etwa der bisherigen Höhe weiterlaufen. Eine 
Verdienstausfallentschädigung kommt daher nicht 
in Betracht. 

Wird der Betrieb oder der freie Beruf nicht weiter- 
geführt, so werden dem Wehrpflichtigen neben dem 


Verdienstausfall auch die notwendigen Betriebs- 
ausgaben zur Erhaltung seines Betriebes oder zur 
Sicherung der späteren Fortführung seines freien 
Berufs erstattet. 

Nr. 18 

Die in § 13a Abs. 2 und 3 genannten Leistungen 
können nicht steuerfrei gewährt werden; andern- 
falls würde eine doppelte steuerliche Begünstigung 
eintreten. 

Nr. 19 

In § 16 hat sich die Neufassung des Absatzes 1 als 
notwendig erwiesen, da die bisherige Fassung zu 
Zweifeln Anlaß gab. 

Absatz 2 entfällt, da die hier getroffene Regelung 
den Unterhaltssicherungsbehörden eine nicht zumut- 
bare Beweislast aufbürdete. Von der Rückforderung 
kann nur noch bei Vorliegen der Voraussetzungen 
des Absatzes 3 (nunmehr Absatz 2) abgesehen 
werden. 

Nr. 20 

Nach der in Artikel 5 vorgesehenen Änderung des 
Wehrpflichtgesetzes verbleibt der Wehrpflichtige, 
der sich zu dem für seine Entlassung aus dem 
Wehrdienst festgesetzten Zeitpunkt in stationärer 
truppenärztlicher Behandlung befindet, mit seiner 
Zustimmung bis zur Dauer von drei Monaten im 
Wehrdienst. Somit erübrigt sich die bisherige Rege- 
lung des § 19. 

Nr. 21 

Damit die Unterhaltssicherungsbehörden rechtzeitig 
vom Beginn und Ende des Wehrdienstes eines 
Wehrpflichtigen unterrichtet und Überzahlungen 
vermieden werden, soll nunmehr der Wehrpflich- 
tige verpflichtet sein, die entsprechenden Mitteilun- 
gen zu machen. Die Neuregelung dient auch der 
Verwaltungsvereinfachung. 

Nr. 22 

Mit der zu Nr. 21 getroffenen Regelung erübrigt 
sich die Vorschrift des § 22 Abs, 4. 

Nr. 23 

Die Ergänzung des § 24 wird aus Gründen der Ver- 
waltungsvereinfachung für notwendig gehalten. 

Nr. 24 

Redaktionelle Änderung wegen der Änderung des 
§ 21 (vgl. Nr. 21). 

Nr. 25 

Die Gleichstellung der hier genannten Wehrpflichti- 
gen mit den zu Wehrübungen einberufenen Wehr- 
pflichtigen erscheint aus dem Grund gerechtfertigt, 
weil unterstellt werden kann, daß sie in der Regel 
bereits Lebensstellungen erreicht haben, die denen 
der zu Wehrübungen einzuberufenden Wehrpflichti- 
gen entsprechen. 
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Zu Artikel 2 (Änderung des Arbeitsplatzschutz- 
gesetzes) 

Die einheitliche Behandlung aller Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes hat sich als notwendig erwie- 
sen. (Vergleiche oben Abschnitt I S. 11). Die Bezüge 
werden um den Wehrsold gekürzt, um eine finan- 
zielle Besserstellung dieses Personenkreises wäh- 
rend des Wehrdienstes zu vermeiden und um die 
Abfindung der Angehörigen des öffentlichen Dien- 
stes der Abfindung der übrigen Wehrpflichtigen 
stärker als bisher anzugleichen. 

Die Ergänzung der §§ 1 und 9 des Arbeitsplatz- 
schutzgesetzes ist zugleich eine Folge der Neurege- 
lung in § 29 des Unterhaltssicherungsgesetzes (vgl. 
vorstehend zu Nr. 25). 

Die Einfügung unter lfd. Nr. 3 ist erforderlich, weil 
die Verpflichtung des Arbeitgebers, das Arbeits- 
entgelt nach § 1 Abs. 1 (s. lfd. Nr. 1) weiterzuzah- 
len, die Erstattungspflicht des Bundes erübrigt. 

Der Schutz des Arbeitsplatzes, der sich bisher nur 
auf den Grundwehrdienst und die Wehrübungen er- 
streckt, muß auch auf den Wehrdienst ausgedehnt 
werden, zu dem der Wehrpflichtige nach § 4 Abs. 1 
Nr. 3 des Wehrpflichtgesetzes einberufen wird. Dies 
ist um so mehr erforderlich, als in dem Entwurf 
des Notdienstgesetzes der Schutz des Arbeitsplatzes 
der zum zivilen Notdienst einberufenen Zivil- 
personen durch Verweisung auf die Vorschriften 
des Arbeitsplatzschutzgesetzes sichergestellt ist. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Wehrsoldgesetzes) 

Nr. 1 

zu a) 

Infolge der Einführung des Übungsgeldes (§ 6a) ist 
§ 1 Abs. 1 entsprechend zu ergänzen (vgl. oben 
Abschnitt I S. 11). 

zu b) 

Nach § 1 Abs. 2 Satz 2 werden Wehrpflichtigen, 
die sich im Zeitpunkt der Entlassung aus dem 
Wehrdienst in stationärer truppenärztlicher Be- 
handlung befinden, die Bezüge weitergewährt, so- 
lange diese Behandlung dauert und keine Bezüge 
aus einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
gewährt werden. Diese Regelung für die sog. 
Passanten bedarf aus verschiedenen Gründen der 
Abänderung: 

1. Lohnempfänger gelten während dieser Zeit nicht 
als krank im Sinne der Reichsversicherungsordnung 
und erhalten daher keine Leistungen aus der ge- 
setzlichen Krankenversicherung. Dies hat zur Folge, 
daß einerseits der Arbeitgeber keinen Zuschuß nach 
dem Gesetz zur Verbesserung der wirtschaftlichen 
Sicherstellung der Arbeiter im Krankheitsfalle vom 
26. Juni 1957 (BGBl. I S. 649) gewährt, andererseits 
aber die Beitragspflicht nicht ruht. Die Bundeswehr 
zahlt die Sozialversicherungsbeiträge nur bis zur 
Beendigung des Wehrdienstes. Der Lohnempfänger 
muß daher zur Aufrechterhaltung seiner Mitglied- 
schaft in der gesetzlichen Krankenversicherung aus 
eigenen Mitteln den vollen Krankenversicherungs- 


beitrag (einschließlich des Arbeitgeberanteils) auf- 
bringen, obwohl er noch nicht über Einnahmen ver- 
fügt, die in ihrer Höhe den vor dem Wehrdienst 
bezogenen entsprechen. Das bedeutet insbesondere 
für die Wehrpflichtigen, die während des Grund- 
wehrdienstes lediglich Wehrsold erhalten, eine er- 
hebliche Belastung. 

2. Angestellte erhalten während der Dauer der 
stationären truppenärztlichen Behandlung zunächst 
für 6 Wochen bzw. entsprechend einer günstigeren 
tariflichen Regelung für eine längere Zeit Vergü- 
tung von ihrem Arbeitgeber. Zugleich gewähren die 
Bundeswehr und die Unterhaltssicherungsbehörde 
weiterhin die Leistungen nach dem Wehrsoldgesetz 
und dem Unterhaltssicherungsgesetz. Eine derartige 
Doppel-Leistung ist aber nicht gerechtfertigt. 

Dauert die stationäre truppenärztliche Behandlung 
über die Zeit der Weiterzahlung der Vergütung 
hinaus fort, so treten hinsichtlich des Versicherungs- 
schutzes die gleichen nachteiligen Folgen ©in wie 
bei Lohnempfängern (siehe 1.). 

3. Arbeitnehmern im öffentlichen Dienst, denen 
nach der durch Artikel 2 dieses Gesetzes zu ändern- 
den Vorschrift des § 1 des Arbeitsplatzschutzgeset- 
zes für die Dauer eines nach Vollendung des 
25. Lebensjahres zu leistenden Grundwehrdienstes 
und für die Dauer einer Wehrübung das bisherige 
Arbeitsentgelt unter Anrechnung des Wehrsoldes 
weitergezahlt werden soll, müßte für die Zeit einer 
anschließenden stationären truppenärztlichen Be- 
handlung Übungsgeld nach § 6a WSG (Entwurf) 
und erforderlichenfalls auch Verdienstausfallentschä- 
digung nach § 13a USG (Entwurf) berechnet und 
gezahlt werden. Diese notwendigen Umstellungs- 
arbeiten würden eine erhebliche Mehrbelastung für 
alle beteiligten Stellen bedeuten. Angestellten im 
öffentlichen Dienst wären hierbei diese Leistungen 
erst nach Ablauf der Zeit zu gewähren, für die sie 
nach den Vorschriften der TO.A die Vergütung wei- 
ter beziehen. Während dieser Zeit würden sie im 
übrigen von ihrem Arbeitgeber mehr erhalten, als 
ihnen zuvor während des Wehrdienstes zugestan- 
den hat, da ihnen nunmehr Vergütung und Wehr- 
sold nebeneinander gewährt werden. Diese bereits 
jetzt bestehende Regelung läßt sich nicht länger 
aufrechterhalten. 

Schließlich treten bei Lohnempfängern sofort und 
bei Angestellten nach Beendigung der Weiterzah- 
lung der Vergütung durch den Arbeitgeber die 
gleichen versicherungsrechtlichen Folgen auf wie 
bei den Lohnempfängern und Angestellten, die 
nicht im Öffentlichen Dienst beschäftigt sind. 

Diese unter 1. bis 3. dargestellten Auswirkungen 
treten nicht ein, wenn — unter Streichung des § 1 
Abs. 2 Satz 2 WSG und des § 19 USG — das Wehr- 
pflichtgesetz dahingehend geändert wird, daß die 
Zeit der stationären truppenärztlichen Behandlung 
in den Wehrdienst einbezogen wird, wie Artikel 5 
vorsieht. 

Nr. 2 

Das Übungsgeld erhält jeder nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 
oder 3, § 5 Abs. 3 oder § 6 Abs. 2 des Wehrpflicht- 
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gesetzes zum Wehrdienst Einberufene neben dem 
Wehrsold. Es besteht aus dem Grundbetrag und 
einer Kinderzulage. 

Die Höhe des Grundbetrages ergibt sich aus der 
Anlage II zum Wehrsoldgesetz. Die Tabelle 
staffelt den Grundbetrag nach dem Dienstgrad, 
dem Alter und dem Familienstand des Wehrpflich- 
tigen. Bei der Festsetzung ist von den Nettosätzen 
ausgegangen worden, die vergleichbaren Berufssol- 
daten und Soldaten auf Zeit nach dem Bundesbesol- 
dungsgesetz als Grundgehalt und Ortszuschlag 
(Ortsklasse A) gewährt werden. Aus Gründen der 
Verwaltungs Vereinfachung sind hierbei jeweils 
4 Dienstaltersstufen zusammengezogen worden. 
Ferner ist bei der Errechnung des Grundbetrages 
die Tatsache berücksichtigt, daß der Wehrpflichtige 
außerdem Wehrsold und freie Verpflegung erhält. 

Zu dem Grundbetrag wird eine Kinderzulage ge- 
währt. Sie wird, um die Berechnung zu erleichtern, 
ohne Rücksicht auf das Lebensalter des Kindes ein- 
heitlich für das erste und zweite Kind auf 30, — DM 
und für das dritte und jedes weitere Kind auf 40, — 
DM festgesetzt, wobei die Regelung für das dritte 
und jedes weitere Kind der des Kindergeldgesetzes 
Rechnung trägt. Da das Kindergeld auch dann, 
wenn der Anspruch im Laufe eines Monats ent- 
steht oder wegfällt, immer für den ganzen Monat 
zu gewähren ist, wird bei Wehrpflichtigen, die 
außerhalb des Wehrdienstes kindergeldberechtigt 
wären, die Kinderzulage für das dritte und jedes 
weitere Kind nur für volle Monate des Wehr- 
dienstes gezahlt. Damit ist sichergestellt, daß Dop- 
pelzählungen vermieden werden. 

Beamte, Richter und Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienst erhalten Ubungsgeld nur insoweit, als es 
den Betrag übersteigt, der ihnen nagh §§ 1 und 9 
des Arbeitsplatzschutzgesetzes aus dem Öffentlichen 
Dienstverhältnis weiterzugewähren ist. Bei diesem 
Personenkreis wird deshalb die Zahlung von 
Übungsgeld nur in einer verhältnismäßig geringen 
, Zahl von Fällen in Betracht kommen, nämlich dann, 
wenn es die bisherigen Netto-Bezüge (Dienstbezüge, 
Unterhaltszuschuß oder Arbeitsentgelt), vermindert 
um den Wehrsold, übersteigt. 

Nr. 3 

Da die Übungsgeldtabelle als weitere Anlage dem 
Wehrsoldgesetz angefügt wird und die Bezeichnung 
„Anlage 11" erhält, ist es erforderlich, die bisherige 
einzige Anlage (Wehrsoldtabelle) als „Anlage I" zu 
bezeichnen. 


Zu Artikel 4 (Änderung des Wehrpflichtgesetzes) 

Die Ergänzung des Wehrpflichtgesetzes durch § 29a 
ist aus den in der Begründung zu Artikel 3 Nr. 1 
Buchstabe b dargelegten Gründen erforderlich. 

Nach der vorgesehenen Regelung verbleibt der er- 
krankte Wehrpflichtige bis zur Beendigung der sta- 
tionären truppenärztlichen Behandlung — längstens 
bis zur Dauer von 3 Monaten — in der Art des 
Wehrdienstes, zu der er einberufen worden ist. Da 
aber das Wehrdienstverhältnis nicht gegen seinen 


Willen fortbestehen soll, endet dieses auch, sobald 
er erklärt, mit dessen Fortsetzung nicht einverstan- 
den zu sein. Infolge der Einbeziehung der Zeit der 
stationären truppenärztlichen Behandlung in den 
Wehrdienst gelten die Vorschriften des Wehrsold- 
gesetzes, des Unterhaltssicherungsgesetzes, des Ar- 
beitsplatzschutzgesetzes und der Sozialversicherungs- 
gesetze weiter. 

Die stationäre truppenärztliche Behandlung auf Ver- 
anlassung und Kosten der Bundeswehr soll auf 
3 Monate begrenzt werden. Bedarf der Kranke 
weiterhin stationärer Behandlung, so ist diese für 
Soldaten, die Grundwehrdienst geleistet haben, im 
Rahmen des § 82 des Soldatenversorgungsgesetzes 
und für Soldaten, die an Tbc erkrankt sind, durch 
das Tuberkulosehilfegesetz sichergestellt. Darüber 
hinaus erscheint eine ärztliche Versorgung seitens 
der Bundeswehr nicht geboten. 


Zu Artikel 5 (Änderung sozialversicherungsrecht- 
licher Vorschriften) 

Die im Entwurf vorgesehenen Änderungen und Er- 
gänzungen des Unterhaltssicherungsgesetzes, des 
Arbeitsplatzschutzgesetzes und des Wehrsoldge- 
setzes erfordern eine Anpassung der für Wehr- 
pflichtige geltenden sozialversicherungsrechtlichen 
Vorschriften. In Artikel 5 werden deshalb die 
Reichsversicherungsordnung, das Angestelltenver- 
sicherungsgesetz und das Reichsknappschaftsgesetz, 
soweit diese Gesetze für Wehrpflichtige, besondere 
Vorschriften enthalten, geändert und ergänzt. 

I. (Änderung und Ergänzung 
der Reichsversicherungsordnung) 

Nr. 1 

Die Neufassung des § 209a lehnt sich im Grund- 
sätzlichen an die bisherige Regelung an. 

Nach Absatz 1 soll — entsprechend dem geltenden 
Recht — eine Versicherung bei einem Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung, die im Zeitpunkt 
der Einberufung besteht, aufrechterhalten bleiben, 
wobei es keinen Unterschied macht, ob es sich um 
eine Pflicht- oder freiwillige Versicherung handelt. 
Dabei wird diese Regelung auch auf den Wehr- 
dienst nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 des Wehrpflichtgesetzes 
ausgedehnt. Absatz 1 Satz 2 entspricht dem bis- 
herigen § 209a Abs. 2. 

Absatz 2 hält für den Grundwehrdienst — mit Aus- 
nahme des Grundwehrdienstes nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 
in Verbindung mit § 5 Abs. 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes, der in die Regelung der Absätze 3 und 4 
einbezogen ist — an der bisherigen Regelung des 
§ 209a Abs. 3 fest, wonach der Bund den Trägern 
der Krankenversicherung ein Drittel des Beitrages 
zu zahlen hat, der zuletzt vor der Einberufung zu 
entrichten war. 

Unter den in Absatz 3 genannten Arbeitnehmern 
im öffentlichen Dienst werden nach dem Sprach- 
gebrauch der Sozialversicherungsgesetze auch Be- 
amte und Richter mitverstanden. Die getroffene 
Regelung hat zur Folge, daß die weitergewährten 
Bezüge entsprechend den allgemein geltenden Vor- 
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schritten der Berechnung der Beiträge zugrunde zu 
legen sind. Der hiernach zu zahlende Beitrag wird 
mit Rücksicht auf das Ruhen der Versichertenkran- 
kenhilfe auf die Hälfte ermäßigt. Die Ermäßigung 
des Beitrags nur um die Hälfte hat ihren Grund 
darin, daß der betreffende Personenkreis zu fast 
90 V. H. verheiratet ist und damit der Aufwand der 
Träger der Krankenversicherung für die Familien- 
hilfe höher ist als bei Grundwehrdienstpflichtigen, 
für die Leistungen aus der Familienhilfe in der 
Regel nicht zu erbringen sind. 

Der Beitrag, also die Hälfte des bisherigen Bei- 
trages, soll in Abweichung der allgemeinen Rege- 
lung vom Arbeitgeber allein getragen werden, um 
die hier in Betracht kommenden Versicherten in 
gleicher Weise wie die Versicherten in den Fällen 
des § 209a Abs. 4 von der Pflicht, Beiträge zu tra- 
gen, zu entlasten. Dies gebietet der Grundsatz einer 
gleichmäßigen Behandlung aller Wehrpflichtigen, 
da die Weiterzahlung der Bezüge die Wehrpflich- 
tigen, die Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst sind, 
im Ergebnis wirtschaftlich nicht besser stellt als die 
Wehrpflichtigen, die nicht Arbeitnehmer im öffent- 
lichen Dienst sind und daher neben dem Wehrsold 
das Übungsgeld und ggf. Verdienstausfallentschädi- 
gung erhalten. 

Da sich der Beitrag nach den weitergewährten Be- 
zügen richtet, diese sich aber während des Wehr- 
dienstes ändern können, ist die Anwendung des 
Absatzes 1 Satz 2 auszuschließen. 

Absatz. 4 bestimmt, daß für die Dauer des Wehr- 
dienstes nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit 
§ 5 Abs. 3 und nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 und 3 des 
Wehrpflichtgesetzes von Pflichtversicherten, die 
nicht Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst sind, und 
von freiwillig Versicherten mit Rücksicht auf das 
Ruhen der Versichertenkrankenhilfe nur die Hälfte 
des zuletzt vor der Einberufung entrichteten Bei- 
trages zu zahlen und — wie bisher — vom Bund zu 
tragen ist. Wegen der Ermäßigung des Beitrages 
nur um die Hälfte wird auf die Begründung zu 
Absatz 3 verwiesen. 

Die in Absatz 5 vorgesehenen Meldungen sind zur 
praktischen Durchführung der Vorschriften notwen- 
dig; die Regelung entspricht im wesentlichen dem 
geltenden § 209a Abs. 4. 

Absatz 6 gibt dem Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung die Möglichkeit, die Beitragsentrich- 
tung zu vereinfachen. Andernfalls wären auch in 
diesen Fällen die Beiträge nach den allgemeinen 
Vorschriften zu entrichten. Das hätte zur Folge, daß 
sämtliche Krankenkassen (mehr als 2000) an dem 
Verfahren unmittelbar beteiligt wären und sich eine 
nicht übersehbare Zahl von Stellen der Bundeswehr 
mit der Beitragsentrichtung befassen müßte. Die da- 
durch, insbesondere bei den Stellen der Bundeswehr, 
bedingte umfangreiche Verwaltungsarbeit würde 
die ordnungsmäßige Beitragsabrechnung gefährden. 

Ni. 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung, 
die durch die Änderung des § 1385 der Reichsver- 
sicherungsordnung bedingt ist. 


Nr. 3 

zu a) 

Nach geltendem Recht (vgl. § 1385 Abs. 3 Buch- 
stabe d RVO) sind für die Berechnung der Pflicht- 
beiträge zur Rentenversicherung bei während einer 
Wehrdienstleistung versicherungspflichtigen Perso- 
nen (§ 1227 Abs. 1 Nr. 6 RVO) die Geld- 

und Sachbezüge, die sie nach dem Soldatengesetz 
erhalten, maßgebend. DWch eine Änderung dieser 
Vorschrift soll sichergestellt werden, daß die Ren- 
tenbemessungsgrundlage des Wehrpflichtigen durch 
den Wehrdienst möglichst nicht beeinflußt wird. 
Um dies zu erreichen, muß für die sozialver- 
sicherungsrechtliche Regelung die Neuregelung der 
nunmehr während des Wehrdienstes zu gewähren- 
den Bezüge berücksichtigt werden. Würde es näm- 
lich bei der bisherigen sozialversicherungsrecht- 
lichen Regelung verbleiben, würden der Berechnung 
der Beiträge die Geld- und Sachbezüge nach dem 
Soldatengesetz zugrunde zu legen sein. Diese wür- 
den aber in den meisten Fällen des Wehrdienstes 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 3 
und nach § 4 Abs- 1 Nr. 2 und 3 des Wehr- 
pflichtgesetzes in keinem angemessenem Verhältnis 
zu den Bezügen stehen, die die Wehrpflichtigen in 
diesen Fällen, insbesondere nach dem Unterhalts- 
sicherungsgesetz und dem Arbeitsplatzschutzgesetz, 
erhalten. 

Aus den angeführten Gründen kann es daher ledig- 
lich bei dem Grundwehrdienst nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 
des Wehrpflichtgesetzes in Verbindung mit §§ 1 
oder 2 Abs. 1 des Wehrdienstdauergesetzes bei der 
bisherigen Regelung verbleiben, wobei allerdings 
bei dem verlängerten Grundwehrdienst eine Er- 
gänzung für den Fall nötig ist, daß der Wehrpflich- 
tige als Soldat auf Zeit Bezüge nach dem Bundes- 
besoldungsgesetz erhält. In den Fällen des sonstigen 
Wehrdienstes, einschließlich des nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 
in Verbindung mit §5 Abs. 3 des Wehrpflichtgesetzes, 
wird nicht mehr auf die Geld- und Sachbezüge nach 
dem Soldatengesetz abgestellt. Bei pflichtversicher- 
ten Arbeitnehmern im öffentlichen Dienst, die Wehr- 
dienst nach § 4 Abs. 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 3 
oder nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 oder 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes leisten, sollen die nach § 1 Abs. 2, § 9 
Abs. 1 und § 15a des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
weitergewährten Bezüge, bei sonstigen Pflichtver- 
sicherten, die Wehrdienst nach den angeführten 
Vorschriften des Wehrpflichtgesetzes leisten, grund- 
sätzlich ihre bisherigen Bruttoarbeitsentgelte oder 
bisherigen Bruttoarbeitseinkommen zugrunde gelegt 
werden. Die damit für die Beitragsberechnung maß- 
gebenden Bezüge kommen den für die Rentenbe- 
messungsgrundlage bei Außerachtlassung der Ein- 
berufung zum Wehrdienst zugrunde zu legenden 
Bezügen am nächsten und entsprechen daher dem 
obengenannten Grundsatz, daß die Rentenbemes- 
sungsgrundlage des Wehrpflichtigen vom Wehr- 
dienst möglichst nicht beeinflußt wird, 

zu b) 

In Übereinstimmung mit dem geltenden Recht hat 
der Bund bei Versicherungspflicht während des 
Grundwehrdienstes nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 des Wehr- 
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pflichtgesetzes in Verbindung mit §§ 1 und 2 Abs. 1 
des Wehrdienstdauergesetzes den vollen Pflicht- 
beitrag allein zu tragen. Soweit Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst in den Fällen des Wehrdienstes 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 3 
und nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes ihre Bezüge weitererhalten, soll demgegen- 
über der Arbeitgeber den vollen Pflichtbeitrag 
allein tragen. Die von den allgemein geltenden 
Vorschriften abweichende Regelung, daß der Arbeit- 
geber den Beitrag in diesen Fällen allein zu tragen 
hat, rechtfertigt sich aus den gleichen Gründen wie 
die Belastung des Arbeitgebers mit dem gesamten 
Beitrag zur Krankenversicherung. 

Hierzu wird auf die Begründung unter Nr. 1 zu 
§ 209a Abs. 3 verwiesen. Bei Versicherungspflicht 
während eines Wehrdienstes nach den im zweiten 
Satz genannten Vorschriften des Wehrpflichtgeset- 
zes von Personen, die nicht Arbeitnehmer im öffent- 
lichen Dienst sind, soll es bei der bisherigen Rege- 
lung, nach der der Bund die Beiträge zu tragen hat, 
verbleiben. 

zu c) 

Die Einfügung der Nr. 1 ergibt sich aus der neuen 
Fassung des § 1385 Abs. 3 Buchstabe d. 

Nr. 4 

Die vorgesehene Änderung des § 1404 RVO ist 
durch die Änderung des § 1385 RVO notwendig. 
Die in dem neu eingefügten Absatz 2 dem Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung gegebene 
Möglichkeit, die Beitragsentrichtung zu verein- 
fachen, ist auch hier aus den gleichen Gründen wie 
in der Krankenversicherung notwendig. Auf die 
Begründung unter Nr. 1 zu § 209a Abs. 6 wird ver- 
wiesen. 

II. und III. (Änderung und Ergänzung 
des Angestelltenversicherungsgesetzes 
und des Reichsknappschaftsgesetzes) 

Die vorgesehenen Änderungen und Ergänzungen 
des Angestelltenversicherungsgesetzes und des 
Reichsknappschaftsgesetzes entsprechen den vorge- 
sehenen Änderungen und Ergänzungen der Reichs- 
versicherungsordnung. Auf die hierzu gegebene Be- 
gründung wird verwiesen. 


Zu Artikel 6 (Änderung des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung) 

Es ist notwendig, für Wehrdienstpflichtige, die 
Wehrdienst im Verteidigungsfalle ableisten, den 
Versicherungsschutz für den Fall der Arbeitslosig- 
keit ebenso aufrechtzuerhalten wie für Personen, 
die Grundwehrdienst oder eine Wehrübung ab- 
leisten. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Kindergeldgesetzes) 

Die Einfügung des § 6a in das Wehrsoldgesetz 
macht eine entsprechende Änderung des Kinder- 
geldgesetzes erforderlich. Die Neufassung der Nr. 8 
des § 3 Abs. 2 des Kindergeldgesetzes stellt klar, 
in welchen Fällen Kindergeld durch die Familien- 
ausgleichskassen nicht zu zahlen ist. (Vergleiche im 
übrigen oben unter I. S. 11 und unter II. zu Arti- 
kel 3 Nr. 2 S. 14.) 


IIL 

Die Durchführung der vorstehenden Gesetzesvorlage 
wird in einem Jahr bei Zugrundelegung der Haus- 
haltsansätze für das Rechnungsjahr 1960 voraus- 
sichtlich rd. 6 840 000 DM erfordern. Hiervon ent- 
fallen auf 

Personalausgaben auf Grund der Änderung des 
Unterhaltssicherungsgesetzes und des Wehrsold- 
gesetzes (Einführung von Übungsgeld und Ver- 
dienstausfallentschädigung) rd. 5 600 000 DM, 

auf Grund der Änderung der Sozialversicherungs- 
gesetze rd. 1 240 ÖOO DM. 

Zusätzliche Sachausgaben und allgemeine Ausgaben 
werden nicht entstehen. 

In den vorstehenden Zahlen sind die Personalaus- 
gaben nicht berücksichtigt, die für die Arbeitnehmer 
des öffentlichen Dienstes infolge der Weiterzahlung 
des Arbeitsentgelts entstehen werden. Diese Aus- 
gaben dürften in den Haushaltsplänen bereits ent- 
halten sein; sie werden auf rd. 5 800 000 DM ge- 
schätzt. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 6 — jetzt § 5) 

In Nr. 8 ist folgender Satz anzufügen: 

,In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Tabellensatz" die Worte „für jeden vollen 
Kalendermonat des Wehrdienstes" eingefügt.' 

Begründung 

Anpassung an die Regelung in Absatz 2 Satz 3 
des unter Artikel 3 Nr. 2 des Gesetzentwurfs 
eingefügten neuen § 6a des Wehrsoldgesetzes. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 9 (§ 7 — jetzt § 6) 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens sollte geprüft werden, ob die Bestimmun- 
gen des § 7 (jetzt § 6 ) in der Weise geändert 
werden können, daß eine auslaufende Regelung 
erreicht wird. 

Begründung 

Die größten Schwierigkeiten bei der Durchfüh- 
rung des Unterhaltssicherungsgesetzes hat es 
bisher bei der Gewährung von Einzelleistungen 
nach § 7 (jetzt § 6) gegeben. Nach dieser Be- 
stimmung erhalten sonstige Angehörige Lei- 
stungen in Höhe der vom Wehrpflichtigen ge- 
währten Unterhaltsleistungen, wenn die Ange- 
hörigen einen Unterhaltsanspruch nach dem BGB 
an den Wehrpflichtigen haben. Haben die An- 
gehörigen ein eigenes Einkommen, das für die 
Bestreitung ihres Lebensunterhalts als aus- 
reichend angesehen wird (augenblicklich 230, — 
DM für eine Person und 400, — DM für das 
Ehepaar), so erhalten sie keine Einzelleistun- 
gen, selbst wenn der Wehrpflichtige Unterhalts- 
leistungen erbracht hat. Dies gilt auch, wenn 
die Einkommensgrenze ganz geringfügig über- 
schritten wird. 

Diese augenblickliche Regelung ist unbefriedi- 
gend und wird von der Bevölkerung nicht ver- 
standen. 

Die ab 1. Dezember 1959 von den Bundesmini- 
sterien des Innern und für Verteidigung vor- 
genommene Erhöhung der Einkommensgrenze 
für eine Person auf 230, — DM monatlich hat 
im Grunde das Problem nicht gelöst. 

Die gewünschte Regelung ließe sich vielleicht 
schon durch eine Änderung des Absatzes 3 
erreichen, der folgende Fassung haben könnte: 

„Bei einem Anspruchsberechtigten dürfen die 
Einzelleistungen zusammen mit seinem Netto- 
einkommen 300, — DM monatlich nicht über- 
steigen. Dieser Betrag erhöht sich für jeden 
weiteren im gleichen Haushalt lebenden An- 
spruchsberechtigten um 200, — DM monat- 
lich." 


Durch die Einführung einer solchen Auffang- 
grenze dürften die bisher entstandenen Härten 
beseitigt werden, da ein großer Teil der sonsti- 
gen Angehörigen, die bisher leer ausgingen, 
eine angemessene Leistung erhielte. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 8 — jetzt § 7) 

Nach Buchstabe a ist ein neuer Buchstabe ai mit 
folgendem Wortlaut einzufügen: 

,ai) Absatz 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. für nicht Sozialversicherungpflichtige 
die freiwilligen Beiträge zur gesetz- 
lichen und die Beiträge zur privaten 
Krankenversicherung;" ' 

Begründung 

Gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 2 des Unterhaltssiche- 
rung s ge setzes können nur Beiträge zur privaten 
Krankenversicherung gewährt werden. Eine Er- 
stattung von freiwilligen Beiträgen zur gesetz- 
lichen Krankenversicherung als Sonderleistung 
ist zur Zeit aber unter Nr. 4 a) zu § 9 Abs. 2 
Nr. 2 der Hinweise zur Durchführung der Unter- 
haltssicherung in der Fassung vom 1. Dezem- 
ber 1959 vorgesehen. Diese Regelung sollte in 
das Gesetz übernommen werden. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 17 (§ 13a) 

a) Absatz 1 ist durch folgende Absätze 1 und 
la zu ersetzen: 

„(1) Die Verdienstausfallentschädigung be- 
trägt 

a) für Wehrpflichtige mit unterhalts- 
berechtigten Familienangehörigen 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 und 7 
80 vom Hundert des infolge des 
Wehrdienstes entfallenden bis- 
herigen Nettoeinkommens (§ 10), 
soweit es nicht durch das Übungs- 
geld gedeckt ist, jedoch einschließ- 
lich des Übungsgeldes nach § 6a 
Abs. 1 des Wehrsoldgesetzes mo- 
natlich nicht mehr als 1040, — 
Deutsche Mark; 

b) für die übrigen Wehrpflichtigen 
60 vom Hundert des infolge des 
Wehrdienstes entfallenden bis- 
herigen Nettoeinkommens (§ 10), 
soweit es nicht durch das Übungs- 
geld gedeckt ist, jedoch einschließ- 
lich des Übungsgeldes nach § 6a 
Abs. 1 des Wehrsoldgesetzes mo- 
natlich nicht mehr als 780, — 
Deutsche Mark. 

(la) Bei Festsetzung der Verdienstausfall- 
entschädigung nach Absatz 1 Buchstaben a 
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und b bleiben Kindergeld nach § 4 des Kin- 
gedgesetzes und Kinderzulage nach § 6a 
Abs. 2 des Wehrsoldgesetzes für das dritte 
und jedes weitere Kind im Sinne dieser Be- 
stimmungen bei dem bisherigen Nettoein- 
kommen und dem Ubungsgeld außer An- 
satz." 

Begründung 

Die Einfügung der Worte „und 7" in Ab- 
satz 1 Buchstabe a hinter Nr. 1 bis 4 er- 
scheint geboten, um auch jene Eltern zu be- 
rücksichtigen, die von Wehrpflichtigen 
unterhalten werden. 

Die vorgeschlagene Fassung erleichtert die 
Arbeit der das Gesetz durchführenden unte- 
ren Verwaltungsbehörden. Sie wird auch 
den Wehrpflichtigen und deren Familienan- 
gehörigen nunmehr verständlicher sein. 

b) Die Bundesregierung wird gebeten, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungs Verfahrens 
zu prüfen, auf welche Weise kleineren land- 
wirtschaftlichen Betrieben, die während des 
Wehrdienstes des Betriebsinhabers fortge- 
führt werden, eine angemessene Entschädi- 
gung gewährt werden kann, wenn eine Er- 
satzkraft nachweisbar nicht zu beschaffen ist. 

Begründung 

Bei der angespannten Lage auf dem Arbeits- 
markt wird es bei kleineren landwirtschaft- 
lichen Betrieben häufig nicht möglich sein, 
für den zum Wehrdienst eingezogenen Be- 
triebsinhaber eine Ersatzkraft zu beschaf- 
fen. 

Es wäre eine Unbilligkeit, wenn die Fami- 
lienangehörigen für die von ihnen zusätzlich 
zu leistende Arbeit keinen angemessenen 
Ausgleich erhalten würden. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 19 (§ 16) 

Nr. 19 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Neufassung würde die Erstattungspflicht 
allein auf den objektiven Tatbestand der 
Überzahlung abstellen und die subjektiven 
Momente, die zu einer Überzahlung haben füh- 
ren können, völlig unberücksichtigt lassen. Die 
bisherige Regelung entspricht dem § 47 Abs. 2 
des Verfahrensgesetzes zum Bundesversor- 
gungsgesetz und hat sich bewährt. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 21 (§ 21) 

In dem neu gefaßten Absatz 1 ist Satz 1 zu 
streichen. 

Begründung 

Die Belastung des Wehrpflichtigen mit der vor- 
gesehenen Mitteilungspflicht erscheint nicht an- 
gebracht. Es ist Sache der Bundeswehr, dafür 


zu sorgen, daß die erforderlichen Mitteilungen 
an die gehörige Stelle gelangen. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 22 (§ 22 Abs. 4) 

Nr. 22 ist zu streichen. 

Begründung 

Mit der in Nr. 22 vorgesehenen Streichung des 
§ 22 Abs. 4 wird die Verantwortlichkeit aus- 
schließlich auf die Wehrpflichtigen und deren 
Familienangehörige verlagert. Dies erscheint 
ungerechtfertigt. 

Es tritt nur eine sich einseitig für die Behörden 
und Dienststellen der Bundeswehr auswirkende 
Verwaltungsvereinfachung ein. Für die nach 
§ 17 USG zuständigen Behörden verursacht die 
Streichung des § 22 Abs. 4 weitere Erschwer- 
nisse, insbesondere hinsichtlich der in ver- 
mehrtem Umfang eintretenden Überzahlungen 
an Unterhaltssicherungsleistungen infolge ver- 
späteter Mitteilung des maßgebenden Ereig- 
nisses durch den Wehrpflichtigen. Es war in der 
Anlaufzeit des Unterhaltssicherungsgesetzes 
zwar schwierig, die Mitteilung des Zeitpunktes 
der Änderung des Wehrdienstverhältnisses 
vom Grundwehrdienst zum Soldaten auf Zeit 
oder zum Berufssoldaten gemäß § 22 Abs. 4 
rechtzeitig von den zuständigen Dienststellen 
der Bundeswehr zu erhalten. Da sich das bis- 
herige Verfahren inzwischen aber eingespielt 
hat, empfiehlt es sich, die bisherige Regelung 
beizubehalten. 

8. Zu Artikel 2 (Arbeitsplatzschutzgesetz) 
a) Die Nr. 1 und 2 sind zu streichen. 

Begründung 

Durch Artikel 2 Nr. 1 soll § 1 des Arbeits- 
platzschutzgesetzes durch einen neuen Ab- 
satz 2 ergänzt werden. Nach diesem ist den 
Arbeitnehmern im öffentlichen Dienst, die 
das 25. Lebensjahr vollendet haben und zum 
Grundwehrdienst einberufen werden, sowie 
den Arbeitnehmern im öffentlichen Dienst, 
die zu einer Wehrübung einberufen werden, 
vom Arbeitgeber das Arbeitsentgelt weiter- 
zuzahlen. Gegen diese Vorschrift bestehen 
aus zwei Gründen verfas-sungsrechtliche Be- 
denken: 

1. Dadurch, daß der Bund die Verpflichtung 
zur Zahlung von Arbeitsentgelt den 
öffentlichen Arbeitgebern auferlegt, wälzt 
er insoweit die Verteidigungs lasten, die 
er zu tragen hat, auf die übrigen öffent- 
lichen Arbeitgeber ab. 

2. Die Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst 
stehen zu ihren Arbeitgebern im gleichen 
privatrechtlichen Dienstverhältnis wie 
die übrigen Arbeitnehmer zu ihren pri- 
vaten Arbeitgebern. Die vorgesehene 
Vorschrift stellt eine Besserstellung der 
im öffentlichen Dienst beschäftigten 
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Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungsvor- 
schlag zu Artikel 2 Nr. 5 (§ 9 Abs. 1 Satz 3 des 
Arbeitsplatzschutzgesetzes) . 

10. Nach Artikel 4 

Nach Artikel 4 ist ein Artikel 4a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

, Artikel 4a 

Änderung des Gesetzes 
über den zivilen Ersatzdienst 

Das Gesetz über den zivilen Ersatzdienst vom 
13. Januar 1960 (Bundesgeisetzbl. I S. 10) wird 
wie folgt geändert: 


Arbeitnehmer gegenüber den im privaten 
Dienst beschäftigten Arbeitnehmern dar. 

Dies ist ein eindeutiger Verstoß gegen 
Artikel 3 Abs. 1 GG (Gleichheitsgrund- 
satz). Der Einwand kann auch nicht mit 
dem Hinweis ausgeräumt werden, daß 
im zweiten Weltkrieg die öffentlichen 
Arbeitgeber das Arbeitsentgelt weiter- 
gezahlt hätten. Die Weiterzahlung be- 
ruhte nicht auf gesetzlicher Verpflichtung, 
sondern auf freiwilliger Entschließung. 

Die vorgeschlagene Streichung der Nr. 1 
und 2 würde auch im Einklang stehen 
mit der bisherigen Regelung in § 5 des 
Arbeitsplatzschutzgesetzes hinsichtlich der 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebe- 
nenversorgung. Nach dieser Vorschrift 
werden Arbeitnehmer im öffentlichen 
und privaten Dienst gleichbehandeit. Der 
Bund erstattet die Kosten für die Auf- 
rechterhaltung der Versicherung. 

b) In dem unter Nr, 5 dem § 9 Abs. 1 des 
Arbeitsplatzschutzgesetzeis angefügten Satz 3 
sind hinter dem Wort „ist" die folgenden 
Worte einzufügen: 

„und um das Übungsgeld nach § 6a des 
Wehrsoldgesetzes" . 

Begründung 

Es besteht kein sachlicher Grund, auf die 
vom Dienstherrn weiterzugewährenden Be- 
züge der Beamten oder Richter zwar den 
Wehrsold, nicht aber das Übungsgeld anzu- 
rechnen. Die Vorschrift des Artikels 3 Nr. 2 
(§ 6a Abs. 3), nach der Beamte und Richter 
grundsätzlich kein Übungsgeld erhalten sol- 
len, würde zu einer nicht gerechtfertigten 
Entlastung des Bundes auf Kosten der | 
Öffentlichen Dienstherren führen. Durch die I 
vorgeschlagene Änderung wird erreicht, daß 
das Übungsgeld ebenso wie der Wehrsold 
auf die vom Dienstherrn weiterzugewäh- 
renden Bezüge angerechnet wird. 

j 

c) Der unter Nr. 6 eingeifügte § 15a des Arbeits- I 
platzschutzgesetzes ist wie folgt zu fassen: | 

„§ 15a I 

Sonstige Geltung des Gesetzes 

Dieses Gesetz gilt auch im Falle des Wehr- 
dienstes nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 des Wehr- 
pflichtgesetzes, für Beamte und Richter je- 
doch mit der Maßgabe, daß die Vorschriften 
über Wehrübungen anzuwenden sind." 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu Artikel 2 
Nr. 1 und 2. 

12 

9. Zu Artikel 3 (Wehrsüldgesetz) 

In dem unter Nr. 2 eingefügten § 6a des Wehr- 
soldgesetzes ist Absatz 3 zu streichen. 


„§ 41 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden hinter den Worten 
„Arbeitsplatzschutzgesetzes vom 30, März 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 293)" die Worte 
", geändert durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Unterhaltssicherungsgesetzes vom 

1960 (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .)" eingefügt. 

b) Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Das Unterhaltssicherungsgesetz vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1046), 
geändert durch das Gesetz zur Änderung 
des Unterhaltssicherungsgesetzes vom 

1960 (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .)"' 

Begründung 

Die Ergänzung ist mit Rücksicht auf die Ände- 
rung der bezeichneten Gesetze notwendig. 

Zu Artikel 5 Abschnitt I (Reichsversicherungs- 
ordnung) 

a) In dem unter Nr. 1 eingefügten § 209a RVO 
ist Absatz 3 zu streichen. Die Zählung der 
weiteren Absätze ändert sich entsprechend. 

b) In dem unter Nr. 1 eingefügten § 209a RVO 
ist in Absatz 4 der Relativsatz „die nicht 
Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst sind" 
zu streichen. 

c) In dem unter Nr. 3 Buchstabe a neugefaßten 
§ 1385 Abs. 3 Buchsabe d RVO ist die Nr. 2 
zu streichen. Nr. 3 wird Nr, 2. 

d) In dem unter Nr. 3 Buchstabe a neugefaßten 
§ 1385 Abs. 3 Buchstabe d RVO sind in Nr. 3 
die Worte „nicht Arbeitnehmer im öffent- 
lichen Dienst sind und" zu streichen. 

e) In dem unter Nr. 3 Buchstabe b neugefaßten 
§ 1385 Abs. 4 Buchstabe d RVO sind die 
Nr. 2 sowie in Nr. 3 der Relativsatz „die 
nicht Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst 
sind" zu streichen. Nr, 3 wird Nr. 2. 

Zu Artikel 5 Abschnitt II (Angestelltenversiche- 

rungsgesetz) 

a) In dem unter Nr. 2 Buchstabe a neugefaßten 
§ 112 Abs. 3 Buchstabe d AVG sind die Nr. 2 
sowie in Nr. 3 die Worte „nicht Arbeitneh- 
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mer im öffentlichen Dienst sind und" zu 
streichen. Nr. 3 wird Nr. 2. 

b) In dem unter Nr. 2 Buchstabe b neugefaßten 
§ 112 Abs. 4 Buchstabe d AVG sind die Nr. 2 
sowie in Nr. 3 die Worte „von Personen, die j 
nicht Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst j 
sind," zu streichen. Nr. 3 wird Nr. 2. ! 

13. Zu Artikel 5 Abschnitt III (Reichsknappschafts- 
gesetz) 

a) In dem unter Nr. 1 Buchstabe a neugefaßten 
§ 130 Abs. 5 Buchstabe b RKG sind die Nr. 2 | 


sowie in Nr. 3 die Worte „nicht Arbeitneh- 
mer im öffentlichen Dienst sind und" zu 
streichen. Nr. 3 wird Nr. 2. 

b) In dem unter Nr. 1 Buchstabe b neugefaßten 
§ 130 Abs. 6 Buchstabe b RKG sind die Nr. 2 
sowie in Nr. 3 die Worte „von Personen, die 
nicht Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst 
sind," zu streichen. Nr. 3 wird Nr. 2. 

Begründung zu lfd. Nr. 11 bis 13 

Folge des Änderungsvorschlages zu Artikel 2 

Nr. 1 und 2. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen und Empfehlungen 
des Bundesrates 


Zu Nr. 1, 6, 7 und 10 

Den Änderungsvorschlägen wird zugestimmt. 

Zu Nr. 2 (§ 7 — jetzt § 6) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die zur Erwägung gestellte Änderung des § 7 
Abs. 3 (jetzt § 6 Äbs. 3) würde zwar eine Anzahl 
von Einzelfällen, deren Behandlung nach der be- 
stehenden Rechtslage vom Bundesrat als unbefrie- 
digend angesehen wird, bereinigen, im übrigen je- 
doch die Problematik lediglich verlagern. Es ist 
auch zu berücksichtigen, daß Rückwirkungen auf 
unterhaltsrechtliche Vorschriften des Privatsrechts, 
die zu beeinflussen nicht beabsichtigt ist, vermie- 
den werden müssen. Im übrigen hat die zum Härte- 
ausgleich nach § 24 entwickelte Verwaltungspraxis 
die Schwierigkeiten, die sich bei Gewährung von 
Einzelleistungen ergeben haben, weitgehend gemil- 
dert. Dieses Verfahren hat sich eingespielt und be- 
währt. Es wird am ehesten dem Einzelfall gerecht. 
Es sollte daher weiterhin dem Härteausgleich der 
Vorzug vor einer sogenannten auslaufenden Rege- 
lung gegeben werden. 

Zu Nr. 3 {§ 8 — jetzt § 7) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Dem Anliegen des Bundesrates ist durch die Neu- 
fassung des § 209 a RVO (Artikel 5 Abschnitt I 
Nr. 1 des Entwurfs) Rechnung getragen. Die frei- 
willige Versicherung in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung ist durch Absatz 4 dieser Bestimmung 
berücksichtigt. 

Zu Nr. 4 (§ 13 a) 

a) Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß von einer Erweiterung des Perso- 
nenkreises der Familienangehörigen im engeren 
Sinne (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 4) um Verwandte 
der aufsteigenden Linie (Nr. 7) abgesehen wird. 
Mit der Begrenzung auf den Wehrpflichtigen 
mit Familienangehörigen im engeren Sinne soll- 
ten die Verpflichtungen gegenüber Ehefrau und 
Kindern auch durch Zuerkennung einer höheren 
Leistung hervorgehoben werden. Eine Auswei- 
tung des Personenkreises der Familienangehö- 
rigen im engeren Sinne erscheint nicht begrün- 
det; sie würde zudem Forderungen auf ähnliche 
Besserstellung für den Kreis der übrigen, nicht 
berücksichtigten sonstigen Familienangehörigen 
nach sich ziehen. 

b) Die Anregung wird nicht aufgenommen. Die 
vom Bundesrat erwogene, allein auf Billigkeits- 
erwägungen gestützte neue Entschädigungs- 
regelung würde Unklarheiten schaffen und zu 


Berufungen von Wehrpflichtigen in vergleich- 
baren wirtschaftlichen Verhältnissen, insbeson- 
dere im Bereich der gewerblichen Wirtschaft 
führen. Die Zahlung des Wehrsolds und des 
Übungsgeldes, die unabhängig von den bisheri- 
gen und weiterfließenden Einkünften erfolgt, 
gilt auch derartige Nachteile ab. 

Zu Nr. 5 (§ 16) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die in § 47 des Gesetzes über das Verwaltungsver- 
fahren der Kriegsopferversorgung vorgesehene Re- 
gelung auch auf zu Unrecht empfangene Leistungen 
zur Unterhaltssicherung anzuwenden, ist, wie die 
Verwaltungspraxis gezeigt hat, zu umständlich. Die 
Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz und 
nach dem Unterhaltssicherungsgesetz sind nach Art 
und Zweck verschieden. Im Gegensatz zu den Lei- 
stungen nach dem Bundesversorgungsgesetz wer- 
den die Leistungen nach dem Unterhaltssicherungs- 
gesetz kurzfristig festgesetzt und nur für kleine 
Zeiträume gewährt. Eine Notwendigkeit, im vorlie- 
genden Fall übereinstimmende Regelungen beizu- 
behalten, kann nicht anerkannt werden. Subjektive 
Momente, die zu Überzahlungen geführt haben, 
werden gemäß § 16 Abs. 2 (bisher Absatz 3) hin- 
reichend berücksichtigt. 

Zu Nr. 8 und 9 (Arbeitsplatzschutzgesetz und Wehr- 
soldgesetz) 

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt. 

Der Auffassung, daß die im Entwurf vorgesehene 
Regelung verfassungsrechtlichen Bedenken be- 
gegne, kann nicht beigepflichtet werden. Die Ver- 
teilung der Kostentragungsverpflichtungen nach 
Artikel 106 Abs. 4 Nr. 1 GG bezieht sich ledig- 
lich auf das Bund-Länder- Verhältnis. Dieses wird 
durch Bestimmungen des Entwurfs, die die Arbeit- 
geber im öffentlich-rechtlichen Bereich zur Weiter- 
zahlung von Bezügen unter bestimmten Vorausset- 
zungen verpflichten, nicht berührt. Ebensowenig 
erscheinen Bedenken bezüglich der Wahrung des 
Gleichheitsgrundsatzes (Artikel 3 Abs. 1 GG) be- 
gründet. Die für den öffentlichen Dienst charakteri- 
stischen Eigenheiten wie auch die grundlegend ab- 
weichenden Regelungen der Dienst- und Arbeits- 
verhältnisse des öffentlichen und des privaten 
Bereichs stellen eine so unterschiedliche Ausgangs- 
tage dar, daß eine verfassungsrechtliche Betrach- 
tung unter dem Gesichtspunkt gleicher Sachver- 
halte der Grundlage entbehrt. 

Im übrigen kann nicht unberücksichtigt bleiben, 
daß sich trotz der abweichenden Regelungen für 
die Arbeitnehmer des öffentlichen und des priva- 
ten Dienstes bei der Anwendung des Gesetzes Lei- 
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stungen ergeben, die bei sozialpolitischer Betrach- 
tung durchaus als gleichwertig anzusprechen sind. 
Die im Entwurf vorgesehene Regelung dient ferner 
einer Vereinfachung der Durchführung der Unter- 
haltssicherung in der Praxis. Ihre Beibehaltung ist 
schließlich auch wegen ihrer wehrpolitischen Be- 
deutung geboten. 

Zu Nr. llr 12 und 13 (Reichsversicherungsordnung, 
Angestelltenversicherungsgesetz und Reichsknapp- 
schaftsgesetz) 

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt. 


Die Notwendigkeit einer Änderung dieser sozial- 
versicherungsrechtlichen Vorschriften, wie im Ent- 
wurf vorgesehen, ergibt sich aus der Aufrechterhal- 
tung der unter Nr. 8 und 9 der Änderungsvor- 
schläge des Bundesrates aufgeführten Bestimmun- 
gen des Entwurfs. Wegen der Höhe der Beiträge, 
die nach § 209 a RVO der Bund zu entrichten hat, 
werden allerdings noch versicherungsmathemati- 
sche Überlegungen angestellt, die noch nicht abge- 
schlossen werden konnten. Die Bundesregierung 
behält sich daher insoweit einen begründeten Vor- 
schlag noch vor. 
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